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üht den frieden!
Die Londoner Daily Mail meldet: Die neue Einladung der ruſſiſchen Regierung, an den allgemeinen

Friedensverhandlungen teilzunehmen, iſt am Mittwoch abend im engliſchen Kabinett eingegangen. Jnfolge
der Erkrankung Lloyd Georges tritt das Kabinett in dieſer Frage erſt Freitag zuſammen. Seine Entſchei-
dung wird konform mit der der übrigen Alliierten ſein. Ohne dieſer Stellungnahme vorzugreifen,
kann geſagt werden, daß keine neuen Umſtände eingetreten ſind, die eine Aenderung in den Anſchau-
ungen des britiſchen Kabinetts begründen könnten.

Journal des Débats ſchreibt: Vorausfſichtlich wird Frank reich die neue ruſſiſche Einladung gar nicht
beantworten. Clemenceaun wird die Stellungnahme der Regierung in dem Ausſchuß des Senats und der

kommen: das iſt der Sieg.
mmer perſönlich begründen. Für Frankreich gibt es nur eine Möglichkeit, zum Frieden zu

Reuter meldet aus Waſhington, daß man auf Grund der von Cſernin in Breſt-Litowſk mitge
keilten Friedensbedingungen an der Aufrichtigkeit der v n zweifelt. Man meint, die
Abſicht der deutſchen Bevollmächtigten in Breſt-Litowſk ſei allein die, die Fried
inge zu ziehen, um die deutſchen Linien in der-Zwiſchenzeit verſtärken zu können.

Enn auf Grund von Jnformationen aus maßgebender Stelle erkläre:, daß die Haltung der amerikaniſchen

riedensverhandlungen in die
Reuter

r was ihren Beſchluß anbetrifft, kein Uebereinkommen mit einer Regierung, die nicht
en Willen d

gari 28. Dezember. Der Zürcher Tagesanzeiger meldet

London: Die engliſche Regierung weigerte ſich,
im Unterhaus eine Beſprechung von Lord Lansdownes
SDrief zuzulaſſen.
Breſt- itowſk, 28. Dezember. Die Beratungen der Dele-
gationen der Verbündeten mit den Vertretern Rußlands über
die Spezial fragen wurden auch im Laufe de j
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relt-Lito ſt Dezember. Jm Laufe der heute vormittag
R ltenen Beſprechung zwiſchen den Delegationen der Ver-
den und Rußlands wurde die vorläußige Beratung jener
Wunkte beendigt, die auch bei Abſchluß des allgemeinen Friedens

zwiſchen Rußland einerſeits und dieſen Mächten anderſeits ge
regelt werden müſſen. Dieſe Beratungen ſind im Geiſte der Ver
ſöhnlichkeit und des gegenſeitigen Verſtändniſſes geführt worden.
Jn einer ganzen Neihe wichtiger Punkte wurde die Baſis für
eine Einigung geſchaffen. Außer politiſchen Fragen wurden auch
ſolche rechtlicher und wirtſchaftlicher Natur verhandelt und vor
behaltlich der Prüfung durch die heimiſchen Behörden und der

hen, endgültigen Redaktion in befriedigender Weiſe geregelt.

ter Zunächſt wurde Einigung über die Wiederherſtellung des
durch den Krieg unterbrochenen' Vertragszuſtandes erzielt. Ferner

r wurde vereinbart, daß in rechtlicher wie in wirtſchaftlicher Be
ziehung das eine Land vom andern nicht ſchlechter behandelt
werden ſolle, als irgend ein drittes Land, das ſich nicht auf Ver
tragsrechte berufen kann. Kriegsgeſetze ſollen „aufgehoben, die
davon Betroffenen in ihre früheren Rechte eingeſetzt oder ent-
ſchädigt werden. Jn weiteren Beſtimmungen werden die für die

2 Kriegskoſten und Kriegsſchäden aufgeſtellten Regeln näher aus-
968 geführt. Namentlicheinigte man ſich auch über die Behandlung der den
97 Zivilangehörigen außerhalb des Kriegsgebiets erwachſenen Schäden.

Ueber dje gegenſeitige Freilaſſung und Heimbeförderung der
Kriegsgefangenen und Zivilinternierten wurde grundſätzliche
Einigung erzielt. Das Gleiche gilt von der Rückgabe der beider
ſeitigen Kauffahrteiſchiffe. Endlich wurde die ſchleunige Wieder0 aufnahme der diplomatiſchen und konſulariſchen Beziehungen vor-

z. 1917 geſehen. Jn wirtſchaftlicher Hinſicht ergab ſich völliges Einver
hr: ſtändnis über die ſofortige Einſtellung des Wirtſchaftskrieges und
l die Wiedereröffnung des Handelsverkehrs und über die Einrich-
er. tung eines organiſierten Warenaustauſches.
11 Uhr. Ferner wurde weſentliche Uebereinſtimmung über die Grund
r. lage erzielt, auf welcher die wirtſchaftlichen Beziehungen der
er beiden Länder dauernd geregelt werden ſollen.
ſchen Jn der wichtigen Frage der Behandlung der beiderſeits be-

ſeiten Gebiete wurde von ruſſiſcher Seite folgender Vorſchlag ge
ine. macht: „Jn voller Uebereinſtimmung mit der offenen Erklärung

der beiden vertragſchließenden Teile, daß ihnen kriegeriſche Pläne
an. fexrnliegen, und daß ſie einen Frieden ohne Annexfonen ſchließen
Dezbr. wollen, zieht Rußland ſeine Truppen aus den von ihm okkupierten
alig“ Teilen Oeſterreich-Ungarns, der Türkei und Perſiens zurück und
ag: die Mächte des Vierbundes aus Polen, Litauen, Kurland und

v den anderen Gebieten Rnußlands. Entſprechend den Grundſätzen
pan der ruſſiſchen Regierung, die das Recht aller in Rußland lebenden
Gäſte Völter ohne Ausnahme auf Selbſtbeſtimmung bis zur Abſonde-

rung verkündet hat, wird der Bevölkerung dieſer Gebiete die Mög-
b lichkeit gegeben werden, binnen kürzeſter Zeit in genau beſtimmter

l Friſt vollkommen frei über die Frage ihrer Vereinigung mit dem
en ſind einen oder dem anderen Reiche oder über die Bildung eines ſelb-
r 2 ſtändigen Staates zu entſcheiden. Hierbei iſt die Anweſenheit
erutz irgendwelcher Truppen in den abſtimmenden Gebieten nicht zu-
Rr. 14 läſſig, außer von nationalen oder örtlichen Mzlizen. Bis zur
tloc. Entſcheidung dieſer Frage aber liegt die Verwaltung dieſer Ge

biete in den Händen von in demokratiſcher Weiſe gewählten Ver
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es regierten Volkes vertritt, zu ſchliehen, unverändert iſt.
Tages fortgeſetzt. Die Beratungen ſind inzwiſchen ſoweit
gefördert worden, daß eine kurze Unterbre
chung der Verhandlungen in Ausſicht gfgnommenwerden kann, um den Delegationen, von denen einzelce mit
ihren heimiſchen Behörden Fühlung zu nehmen haben higrzu

Gelegenheit zu bieten. e

tretern oder der örtlichen Bevölkerung ſelbſt. Die Friſt der Räu
mung nebſt den anderen Umſtänden und dem Beginnen und Ver-
lauf der Demobiliſation des Heeres wird durch eine beſondere
militäriſche Kommiſſion beſtimmt.“

Dem gegenüber ſchlug Deutſchland vor, den erſten beiden
Artikeln des Präliminarvertrages nachſtehende Faſſung zu geben:

Artikel 1. Rußland und Deutſchland erklären die Beendigung
des Kriegszuſtandes.

Beide Nationen ſind entſchloſſen, fortan in Frieden und Freund-
ſchaft zuſammenzuleben. Deutſchland würde (unter der Voraus-
ſetzung der zugeſtandenen vollen Gegenſeitigkeit gegenüber ſeinen
Bundesgenoſſen) bereit ſein, ſobald der Friede mit Rußland ge
ſchloſſen und die Demobiliſierung der ruſſiſchen Streitkräfte durch
geführt iſt, die jetzigen Stellungen und das beſetzte ruſſiſche Ge
biet zu räumen, ſoweit ſich nicht aus Artikel 2 ein anderes ergibt.

Artikel 2. Nachdem die ruſſiſche Regierung entſprechend ihren
Grundſätzen für alle im Verbande des ruſſiſchen Reiches lebenden Völker

ohne Ausnahme ein vis zu ihrer völligen Abſonderung gehendes
Selbſtbeſtimmungsrecht proklamiert hat, nimmt ſie Kenntnis von
den Beſchlüſſen, worin der Volkswille ausgedrückt iſt, für Polen,
ſowie für Litauen, Kurland und Teile von Eſthland und Livland
die volle ſtaatliche Selbſtändigkeit in Anſpruch zu nehmen und
aus dem ruſſiſchen Reichsverbande auszuſcheiden.

Die ruſſiſche Regierung erkennt an, daß dieſe Kundgebungen
unter den gegenwärtigen Verhältniſſen als Ausdruck des Volks-
willens anzuſehen ſind, und iſt bereit, die hieraus ſich ergebenden
Folgerungen zu ziehen. Da in denjenigen Gebieten, auf welche
die vorſtehenden Beſtimmungen Anwendung finden, die Frage der

Räumung nicht fo liegt, daß dieſe gemäß den Beſtimmungen des
Artikels 1 vorgenommen werden kann, ſo werden Zeitpunkt und
Modalitäten der nach ruſſiſcher Auffaſſung nötigen Bekräftigung
der ſchon vorliegenden Lostrennungserklärungen durch ein Volks-
votum auf breiter Grundlage, bei der irgend ein militäriſcher
Druck in jeder Weiſe auszuſcheiden iſt, der Beratung und Feſt
ſetzung durch eine beſondere Kommiſſion vorbehalten.

Eine im weſentlichen gleichlautende Formulierung wurde
öſterreichiſcher- und ungariſcherſeits vorgeſchlagen.

Die ruſſiſche Regierung nahm dieſe Erklärungen zur Kenntnis
und ſtellte ihre Auffaſſung daraufhin wie folgt feſt:

„Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß als tatſächlicher Aus
druck des Volkswillens nur eine ſolche Willenserklärung betrachtet
werden kann, die als Ergebnis einer bei gänzlicher Abweſenheit
fremder Truppen in den betreffenden Gebieten vorgenommenen
freien Abſtimmung erſcheint. Daher ſchlagen wir vor, und wir
beſtehen darauf, daß eine klarere und genauere Formulierung
dieſes Punktes erfolgt. Wir ſind jedoch damit einverſtanden, daß
zur Prüfung der techniſchen Bedingungen für die Verwirklichung
eines derartigen Referendums, desgleichen zur Feſtſetzung einer
beſtimmten Räumunggsfriſt eine Spezialkommiſſion eingeſetzt wird.

Jnm allgemeinen kann nach dem Verlauf der bisherigen Ver-
handlungen mit Befriedigung feſtgeſtellt werden, daß die Anſichten
der vertretenen Mächte über die Regelung der wichtigſten Fragen
ſich in vielen Punkten decken, in anderen ſich derart genähert
haben daß die Hoffnung auf Erzielung eines Einvernehmens

auch in dieſen begründet iſt.

S

Anabhängige Konfuſion.
A. Amalin ſagt (Leipziger Volkszeitung Nr. 293) mit

Recht, der Artikel Steins mit der Ueberſchrift Demokratie
oder Diktatur? ſchneide eine Frage an, die nicht nur für die
ruſſiſchen, ſondern für die geſamte Jnternationale und be
ſondersfür die deutſchen Arbeiter von'bren-
nendſtem Jntereſſe ſei. Der Verſuch Steins, die.
Entwicklung der Revolution in Rußland in den letzten zwei
Monaten als einen Zufall hinzuſtellen, zeige, wie wenig
marxiſtiſch Stein in ſeiner Kritik der Bolſchewiki ver-
fahre. Obgleich die Bolſchewiki ein Koalitionsminiſterium
abgelehnt hätten, ſei die Baſis der jetzigen revolutionären
Regierung in Rußland doch nicht enger geworden, ſondern
im Gegenteil erweitert worden dadurch, daß alle
wahrhaft ſozialiſtiſchen und demokratiſchen
Elemente ſich der neuen Regierung anſchloſſen. „Um das einzuſehen, braucht man wirklich kein
revolutionärer Sozialdemokrat zu ſein; es genügt'ſchon, wenn
man bürgerlicher Demokrat iſt und ſich dabei nur den Blick
durch Parteileidenſchaften nicht trüben läßt.“ Müſſe doch
ſelbſt ein bürgerlicher Demokrat (Hans Vor ſt im Berliner
Tageblatt) Stein darüber belehren, daß viele der ſogenannten
Gewaltmaßregeln der Bolſchewiki nicht demokratiſch im land

ſchuld ſind, wenn es zu keiner r ung

eren Bekämpfung zur
ſei. Jetzt verlangten ſie ihren Anteil an der Regierung,

ſie, dic den Mut hatten, den ſiegreichen Bolſchewiſten die
Bildung einer Regierung aus Vertretern aller ſozialiſtiſchen
Parteien mit Ausſchluß der Bolſchewiki zuzu-
muten.

Amalin fährt nach dieſer Kennzeichnung der antibolſche-
wiſtiſchen Gruppen und ihrer Verteidiger in der Leipziger
Volkszeitung, die Entwicklung der Dinge geradezu klaſſiſch
ſchildernd, fort:

Der Krieg einerſeits, die tiefe innere Zerrüttung anderſeits, brach
ten das Land an den Rand des Abgrundes. Um dieſem zu entgehen,
mußke, vor allen Dingen dem Krieg ein Ende gemacht werden. Das
ſahen und erkannten auch alle ſozialiſtiſchen Gruppen mik Ausnahme der
weil rechts ſtehenden, aber einflußloſen Plechanowgruppe. Daraus er
ab ſich für die revolulionäre Regierung die Richtung in der äußerenPonne Dieſe Richtung war klar vorgezeichnet: eine konſequente Frie

denspolitik, rückſichtsloſer Kampf gegen den Jmperialismus der eigenen
Boutgeoiſie wie der Verbündeten. Zugleich damit mußte im Jnnern
eine großzügige, den Intereſſen des Proletariats und der Bauern ent-
ſprechende Umgeſtaltung der politiſchen und ſozialen Verhältniſſe in
Angriff genommen werden. Das Land mußte den Bauern übergeben,
den wucheriſchen Spekulanten mußte das Handwerk gelegt, die Konſti
tuante einberufen werden uſw. uſw. Die Notvwendigkeit alles deſſen
gaben auch die „Gemäßigten“ zu und ſie ſparken nicht mit Reſolufionen,
Proklamalionen, Kundgebungen, ſchönen Deklamalionen über den Frie
den (genau wie unſere Unabhängigen! Red.), ſie erließen Aufrufe an
die Völker, entſandten Delegationen nach den Ententeländern, diplomati
ſierten, kurz, redeten mehr oder weniger ſchön und ließen im übrigen
das Bürgertum gewähren. Sie proklamierten die Formel: „Sofortiger
Frieden ohne Annexionen und Kontributionen auf Grund des Selbſt
beſtimmungsrechts der Völker.“ Was haben ſie aber getan, um dieſe
Formel in die Tat umzuſetzen? Sie ernteten zwar Lob und Beifall bei
den Alliierten, ihre „ſtaatsmänniſche Weisheit“ wurde in der kapita-
liſtiſcheimperialiſtiſchen Preſſe aller Länder gepieſen, entfremdelen ſich
aber die revolutionären Volksmaſſen. Und was haben ſie nach acht
Monaten Revolution zuwegegebracht? Dem Frieden nicht einen Schritt
näher gekommen, vollſtändige Desorganiſation des wirſſchaftlichen Le
bens, in den Städten das Geſpenſt des Hungertodes infolge mangelnder
Zufuhren von Lebensmitteln, auf dem Lande eine Bauernerhebung, die
ſich immer mehr ausdehnte, und gegen die die „ſozialiſtiſchen“ und
„revolutionären“ Miniſter Awkſentiew und Zeretelli kein beſſeres Mittel
wußten als Waffengewalt. Kann man ſich einen größeren Bankrott
dieſer angeblich revolutionären, in Wirklſchkeit durch und dur opporku
niſtiſchen Politik vorſtellen? Die Unzufriedenheit in den Maſſen wuchs
und im gleichen Verhälinis ſtieg der Einfluß der Bolſchewiki. Aus einer
Minderheit in den Arbeiter und Soldatenräten verwandellen ſie ſich
in eine Mehrheit, und ausgeräſtet mit dem Vertrauen der kampfbereiten
Maffen, geſtützt guf dieſe mächtigen Organiſalionen der wirklichen revo
lutionären Demokralie, taten ſie den natürlichſten Schritt, den jede
politiſche Partei, die über eine Mehrheit verfügt, an ihrer Stelle machen
würde ſie ſchrift zur Bildung einer eigenen Regierung. Aber ſie taten
noch ein weiteres, ſie ſchlugen den linken Sozialrevolutionären vor,
Macht mit ihnen zu keilen, was jene aber aus Gründen, die von der
Ferne ſchwer erkennbar ſind, ablehnten. Der weitere Verlauf der
Ereigniſſe iſt ziemlich allen bekannt, die Entwicklung iſt noch im St
aber ſchon jetzt iſt der Unterſchied in den Ergebniſſen auffallend groß, un
dieſer Unterſchied fällt durchweg zugunſten des neuen Regimes aus.

Die Bolſchewiki haben an Stelle der ſchönen Deklamalionen ü
den Frieden die Tat für den Frieden geſetzt, an Stelle revolulionärer
Reden das revolulionäre Handeln.

Dieſe Darſtellung iſt nicht nur eine glänzende Abfuhr
der Kritiker der Bolſchewiki in der Leipziger Volkszeitung
und der Redaktion dieſes unentwegten Blattes, fondern zu
gleich auch eine Kennzeichnung der verkehrten Politik der
deutſchen unabhängigen Sozialdemokratie. Jn der Tat, man
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F braucht gar kein revolutionärer Soztaldemokrat, ſondern nur

Gra rnin und die
r r Ge

bürgerlicher Demokrat zu ſein, um die Dinge richtig zu be
urteilen, wenn man ſich nur nicht den Blick durch
Parteileidenſchaft trüben läßt und die leicht
erkennbaren großen allgemeinen Zuſam-
menhänge nicht abſichtlich überſieht. Und
wenn Franz Mehring keinen größeren Schmerz kennt als
den, die Bolſchewiki mit den deutſchen Sozialdemokraten
in ung getreten ſind, ſo erklärt der vor ſt anf

ſich die Politik der Bolſchewiki auf
die der deutſchen Sozialdemo

r Tatſache, da
derſelben Linie r
kratie: allgemeiner Frieden und, wenn dieſer durch die Schuld Litow
der Entente nicht zu erreichen iſt, dann eben Sonderfriede
Die Unabhängigen aber haben wie die Gegner der
Bolſche in Rußland für den Frieden huch weiter nichts
getan, als ſich in ſchönen Deklamgtionen zu üben. Und wie
es Mehring gegen den Strich geht, daß die Bolſchewiki An
ſchluß an die deutſchen Sozialdemokraten gefunden haben,
ſo wettern die Stein und die Leipziger Volkszeitung gegen
de Bolſchewiki, daß dieſe keine Koglitionsregierung wollen.
Amalin hat gezeigt, wie unrichtig das iſt. Die Koalitions-
degierung aller ſozialiſtiſchen Gruppen konnte nicht zuſtande
kommen wegen der gegenſätzlichen Stellung zur Friedens

Während die Bolſchewiki konſequent auf den Frieden
uſteuern, wollen ihre ſozialiſtiſchen Gegner den allgemeinene n Anlehnung an die Entente, was praktiſch nicht auf

Frieden, ſondern auf die Verlängerung des
Krieges hinausläuft. Davon will das Volk in Rußland
nichts wiſſen, es will vielmehr wie die bolſchewiſtiſche Regie
ru einen demokratiſchen, von Verſöhnung und Freund-ſchaſt getragene Frieden. Daraus erklärt ſich auch die ſtändig

wachſende Macht der Bolſchewiki. Die deutſchen Unabhän-
gigen aber, die widerwillig von einem Sonderfrieden ſpre-
chen oder, wie Bernſtein und Eisner von einem verſchrobenen
internationalen Standpunkte aus offen gegen ihn agi-
tieren, wirken damit nicht nur für die Kriegsverlängerung,
ſondern ſie handeln geradezu, als wenn ſie Agenten des
feindlichen Auslandes wären. Denn heute kann
niemand mehr zweifelhaft ſein, daß die Weſtmächte nur einen
Frieden wollen, den ſie den Mittelmächten nur durch den Sieg
diktieren können. Ein ſolcher Friede wird aber niemals ein
demokratiſcher Frieden ſein. Daher bleibt weiter nichts
üsrig, als zu dem allgemeinen Frieden über den Umweg des
ruſſiſchen Sonderfriedens zu gelangen. Daß dieſer Sonder-iede aber ein demokratiſchen für beide Teile ehrenvoller

riede ſein wird, dafür bürgt nicht nur die revolutionäre Ent-
chloſſenheit und Entſchiedenheit der bolſchewiſtiſchen Regie
rung, ſondern auch die Friedenspolitik der deutſchen Sozial
ſ Tar Wie die die Mehrheit des deutſchen Volkes hinter

Jn der erſten Nummer der Leipziger Volkszeitung nach
den Feiertagen (Nr. 300) antwortet A. Stein auf den Ar-
tibel Mehrings: Tragik oder Unvernunft? Er weiſt die Meh-
tingſche Auffaſſung über die Taktik der Bolſchewiſten ab und
meint, er halte es lieber mit der Auffaſſung, die Mehring
kurz vorher (Nr. 283) in der Leipziger Volkszeitung ver
treten habe. Stein ſpielt alſo Mehring gegen Mehring aus.
Dies Schauſpiel kann man in Polemiken gegen Mehring
oft erleben. Jm vorliegenden Falle aber liegt zwiſchen den
beiden Auffaſſungen Mehrings nur ein Zeitraum von vo
richt einmal zwei Wochen. Der Widerſpruch den beiden
Auſſuſſungen Nehregs errrarr ſich aber feyr einfach: Meh-
ring iſt Stimmungsmencch, der ſich in ſeinen Polemiken von
ſeinen augenblicklichen Stimmungen leiten läßt. Bei ſeiner
Verteidigung der Bolſchewiſten in Nr. 295 handelte es ſich

r Mehring hauptſächlich darum, den Bolſchewiſten eineSonne in ihrer Toktik nachzuweiſen, weil ſie mit den

„Scheidemännern“ in Verbindung getreten waren. Jn dieſem
Punkte muß ſich aber Mehring von Stein ſagen laſſen, daß
den Bolſchewiſten von ihrem Standpunkte ous gar kein Vor
wurf zu machen ſei. Jm übrigen meint Stein in der Ver-
teidigung ſeiner Auffaſſung der Politik der Bolſchewiſten,
daß die Bolſchewiſten weiter nichts als Putſchiſten ſeien. die
durch Zufall zur Herrſchaft gelangt feien, und deshalb nicht
imſtande ſeien, dieſe Herrſchaft zu behaupten, daß ſie gfſo
im Grunde genommen nur die Revolution gefährdeten. Die
Frage Mehrings dürfe deshalb nicht lauten: Tragik oder
Unvernunft?, ſondern Tragik und Unvernunft. Daß die
Steinſchen Anſichten unzutreffend ſind, beweiſen die oben
zum Teil wörtlich wiedergegebenen Ausloſſungen des ſich
Amalin nennenden Verfaſſers, deſſen Ausführungen Stein
völlig überſieht. Daß nun Mehring wieder in der Leipziger
Volkszeitung auftauchen wird, um die unabhängige Tragi-
komödie fortzuſetzen, unterliegt keinem Zweifel.

Preßſtimmen zu den Friedens
verhandlungen.

Vorwärts: Geht der Krieg im Weſten weiter, ſo werden
die deutſchen Soldaten in dem Bewußtſein führen, daß die

ä es nicht anders gewollt haben, und der tiefe Haß gegen den
endenden Krieg wird ſeinen Stachel nicht nach innen, ſon
nach außen kehren. Drüben werden ſie wiſſen und ſollen

wiſſen, daß es nur eines Wortes ihrer Staatsmänner bedurft

ib
damit ſie in Ehren ohne Schaden des eigenen Landes zu

und Kind hätten zurückkehren können. Wir aber ſollen, fern
don Kriegsbegeiſterung, doch in Ent ſchloſſenheit der kaum
woch fernen Stunde harren, die den blutigen Bann bricht!

Die Wiener e hebt hervor, daß inder entſcheidenden Frage über die Grundbedingung des demo-
krati Friedens nun zwiſchen den Verbündeten volle Ueber-
einſtimmung walte, und daß es ein Verſtändigungsfriede ſein muß,
ein Friede ohne Annexionen und Entſchädigungen. Das Blatt
i e auf das ſtete Beſtreben der Sozialiſten der

it te, aus den Verhandlungen mit Rußland einen allge
meinen Frieden hervorgehen zu laſſen.

Sämt Budapeſter Blätter beſprechen den Verlauf der
Friedensder handlungen von Breſt-Litowſk mit größter Genug-
tunng und en einſtimmig die Bedeutung der Veröffentlichung
z Friedensbedingungen, da hiermit den Ententeſtaatsmännern

lehzte Waffe entriſſen ſei, ihre Völker frevelhaft irre
zu führen.

Peſti Hirlap ſchreibt: Es wird auf die ganze Menſchheit5 n, daß die Friedensverhandlungen in BreſtLitowsk

Heffentlichkeit e werden ein klarer Beweisuten Abſt ten der verhandelnden Parteien,

ür, daß gerade ſo, wie die ruſſiſchen Volks
iſſare, auch die Mittelmächte vor der Welt nichts zu verheim

n Standpunkt der Delegationen in der Frage des
mmungsrechtes müſſen wir, ſagt das Blatt, völlig billigen,

denn vom Geſichtspunkte der Monarchie und namentlich
können wir von dem wichtigen Grundſatze nicht abweichen,

daß innere Fragen einzelner Staaten nicht zwiſchenſtaatlich er
hedigt werden können.

Az Ujfag ſchreibt: Sowohl die ruſſiſchen Friedenspunkte,als gi v von wahrer Se durchdrungene Rede des
rmonie, die in dem grundſätzlichen
g kommt, machen es den Ententeltun

mächten faſt nicht offen zu

einbarungen von Breſt-Litowft annehmen oder vor der ganzen
Welt beweiſen, daß ſie aus imperialiſtiſchen Gründen den Krieg
fortſetzen wollen.

AVilag ſchreibt Graf Czernin und Staatsſekretär v. Kü
mann haben bewieſen, daß ſie geſchichtlich großen Stunde,
ihnen eine größere Verantwortlichkeit auferlegt hat, als je eine
Lage einem atsmanne, ſind. Die Ententevölker werden
aus den veröffentlichten Dokumenten erſehen, daß die Mittelmächte
es mit ei Frieden ohne Annexion und Kriegsentſchädigung
ernſt und ehrlich meinen.

Der e Schweizer Kommentar zu den Berliner und Wiener Nachrichten über die Verhandbmgen in Breſt
ſk ſtammt vom Berner Jntelligenzblatt, das

darauf hinweiſt, daß ſich der Temps noch geſtern über das unver
brüchi che Stillſchweigen der Miltelmächte zu den Kriegs
zielen beklagt, heute aber die ver Grundſähe eines
deutſchen Friedens auf ihr Weſen und ihren Wert unterſuchen
könne. Ohne eine nähere Veſprechung will das Blatt ſchon heute
feſthalien, daß Jie ruſſiſche Delegakion den verſöhnlichen Charakter
des Programms anerkennt. Ob ſich innerhalb der
Friſt weitere Mächte den Friedensverhandlungen anſchließen wür-
den, bleibe ungewiß, jedenfalls ſei mit der Antwort der Mittel
mächte ein bedeutender Schritt zur Klärung der Friedens

age getan. Jn den Ententeländern werde es nicht an Stimmen
hlen, die den Beitritt der Ententemächte zu den Friedensver

handlungen befürworten.
Aus Stockholm wird uns berichtet:
Der Nur des Sozialdemokraten zu Czerninsr der Branting ſelbſt zugeſchrieben wird,

ſtellt eine bedoutungsvolle Wendung in der Haltung des
Sozialdemokraten gegenüber der durch die letzte Revolutionur Reife drehen dredeteettton dar. Jn Aus
haut egen die imperialiſtiſche Tendenz der olitik
des ketzten Jahres und in der kategoriſchen Erklärung, dad
die einfache Zurückweiſung des Angebots undenkbar, ſowie
ein Verbrechen und Torheit wäre, tritt das Beſtreben her-
vor, die ſozialiſtiſche Einheitsfront in der Friedensaktion
wiederherzuſtellen und an den von verſchiedenen Parteien,
darunter zuletzt von der ungariſchen und bulgariſchen, ge
machten dringenden Vorſchlag einer allgemeinen ſozialiſti
ſchen Konferenz anzuknüpfen.

Jnwiefern das im Frühling und Sommer Verſäumte
noch einzuholen iſt, läßt ſich allerdings ſchwer ſagen. So-
viel ſcheint aber ſicher zu ſein, daß eine Organiſation der
Konferenz durch das holländiſchſkandinaviſche Komitee

nicht mehr in Betracht kommt, da die Bolſchewiki deſſen
Autorität keinesfalls anerkennen. Die Situation wird auch
dadurch erſchwert, daß zwiſchen den im Konferenzkomitee
vertretenen ruſſiſchen Truppen und der Regierung Leninseine kaum überbrückbare Kluft beſteht. Vie illionen
pende an Zimmerwald bezeichnet die Stellung der Lenin-
egierung, und die bevorſtehende Herausgabe einer Revue

unter der Leitung Axelrods, die zweifellos den Bolſchewis-
mus ſcharf bekämpfen wird, wied den Ausgleich ſchwerlich
erleichtern. Vorausſicherich wird aber das einmütige Ein-
treten ſämtlicher Parteien der neutralen Länder für die
Ausnutzung der jetzigen Gelegenheit zur Herbeiführung des
allgemeinen Friedens die bei den Sozialiſten der weſtlichen
Ententekänder für den wirkenden Elemente ver
tärkex und zur klaren Erkennung der vorhandenen Tat-
achen beitragen, woran es mindeſtens bei jenen Elementen

noch immer fehlt, welche Guesdes Sekretär Charles Dumas
repräſentiert, der auf einer diplomatiſchen Reiſe nach

Petersburg hier durchkam.

Jtalieniſche Beklemmungen.
Skizze

zur Erstörmung des Cot del Rosso

r

e an R. Le 9 99 23. v9 19
Die Wiener Allgemeine Zeitung meldet aus Lugano: Nach

Meldungen aus Rom erwecken die neuerlichen Erfole der
Armee Conrad weſtlich des Grappamaſſivs ernſte
Beſorgnis in militäriſchen Kreiſen Jtaliens. Jm Generalſtab
war allgemein die Anſicht verbreitet, daß die feindliche Armee mit
Eintritt des Winters an ihrem Vordringen in den Alpen auf

halten würde, und daß Jtalien während der Wintermonate Zeit
be, Erſatzmannſchaften auszubilden und Artilleriematerial und

Munition von den Alliierten an die Frant zu bringen, um im
rühjahr den Kampf mit den Mittelmächten friſch aufzunehmen.
s Fortſchreiten der Oeſterreicher erregt um ſo

größere Beſorgnis, als Jtalien auf einen neuen heftigen Angriff
der Mittelmächte noch nicht vorbereitet iſt.

Die Zeit meldet aus Lugano: Bisher haben weder Eng
länder noch Franzoſen, abgeſehen von der artilleriſtiſchen Unter
ſtützung der Jtaliener, in die Kämpfe in Oberitalien einge
griffen. Die Engländer hat man als des Gebirgskrieges völlig
ungewöhnt in das hügelige en zurückgeſtellt. Gs iſt
wahrſcheinlich, daß ſowohl Gngländer als auch Franzoſen als
Polizeitruppen hinter der italieniſchen Front Dienſt tun.

Der Krieg zur See.
Ber ſün, 28. Dezember. (Amllich. geſchict und ſchneidigdurggefal n Be U Boole in der

Jriſ gen See inne Tagen

Ein anderer Dampfer von eiwa Tongen häalie

s Unlerv prengſtoff geladen

Tondon. Das Reute Bureau meldet aus Welligton: Von
Luckner und zehn n Beſatzung des Seeadlerszur
gehörten und anfangs Oktober in einer bewaffneten Varkaſſe gefangen

ob ſie die Ver genommen wurden, ſind am 13. Dezember in einer Dardeſſe aus einem

—-„J. “-JV- J

28. Dezemterr Demorariſation

wird in den nächſten

deutſchen Ha

Ort in Neuſeeland, wo ſie
bemächtigten ſie ein ndehe h h hkunſt in Fernſide wieder en.

28. Dezember. Masedeode
ein dampfer aus Stavanger ſanken.Ku i Br.Reg.To. ſank nach einem

r e e 1631 Brm „Fra r. ſtrandeteLadung vedloren. Die portug „SantaLicia“ 147 ſind verloren. Dampfer ug“ 7555 Br.
Reg.Do. ſank in beſchädigtem Zuſtande bei engliſche
Segler „Crofton“ ſtrandete und iſt wrack. Der Dampfer
Inſ 1649 Br. Reg.To ſtrandete und Der Segler „Zno2300 „Rg.-To, mit einem Dampfer zuſammen,

und auf Skrand geſetzt werden. Dampfer Knigt of the
Thielſte von der Holtlinie 6575 Br.Reg.To. ſank vermutlich während

auf der Fahrt von Genug nach Mancheſter mit einem anderen Schiff
n z und langte in beſchädigtem Zuſtande in Algier an.

Rußlands innere Kämpfe.
ronttruppen weigern ſich,die Regierungstruppen von Ein ter

Nähe es Bahnhofs von Älexandrowſk hat die Waffen nieder
gelegt. Das Beiſpiel wurde von andern Regimentern befolgt.

Grosnyj, 27. Dezember. (P. T. A.) Die Bewegung von
Truppen des Rates der Volkskommiſſate gegen Roſtow von derieutafg

Züge

Die

ront her wächſt weiter. Täglich kommen mehreree nan den neralque n n ee beſtimmten Riidyen aufzuhalten, der Verſuch miß

glückte jedoch.
Petersburg, 28. Dezember. (P. T. A.) Der Rat der Volkstowmſere in einem Erlaß v Arbeitsbedingungen der Eiſen

bahnangeſtellten geregelt. Ganz Rußland wird in zehn Bezirke
eingeteilt und die Eifenbahnangeſtellten werden in vierzehnArbeitertategerien eingeteilt. Die je nach der
Teuerung in den verſchiedenen Bezirken abge ft Arie
Bezahlu halt die erſte Arbeiterkategorie in Sibirien mit
155 Rubel monatlich die höchſte W von 510 Rubel erhält

rosnyj.

die 14. Kategorie in Petersburg. Für körperliche Arbeit wurdenacht Stande täglich, für geiſtige Arbeit ſechs Stunden täglich

feſtgeſetzt.
d t, daß bei den Gemeindewahlen in Petersändert de anntlich von Lenin auſgelöſt wurde,

Gemeinderat bee Stimmen 360 000 auf die h re fielen. Die
egner nur 10.Maximaliſten haben nun 185 Mandate, ihre

Eine neue Verſchwörung der
Kadetten entdeckt!

Einem Telegramm aus Petersburg zufolge haben diedortigen Voitetomnmiſſare eine neue Verſchwörung der Kadetten

gegen die Revolution entdeckt. Es w. feſtzuſtellen,daß die Führer der Kadetten mit den Führern des Progrom-
verbandes der echten war Leute, der unter dem Zarismus
eine unheimliche Rolle geſpielt hat, in enger Beziehung geſtanden

aben.
Ferner wurde eine Organiſation entdeckt, deren alleinige Auf

abe es war, die Plünderungen von Wohnungen und Ge-
ften ins Werk zu Ungeheure Mengen aufreizender
riften, die von den Kadetten gedruckt worden ſind, wurden

von der Regjerun rTagen veröffen werden. m
Veues zur Weltlage.

Amtlich wird aus re m dernexoberten nach dreitägigem Kampfe den Berg Ricula, der
250 beſetzt war. Sie nahmen den Befehlshaber und
25 andere gefangen. Die n Verluſte betragen 40
Mann. Die Deutſchen ließen die angenen in den nächſten

Tagen wieder frei. di xDie Times meldet aus Waſhington: Die amerian te
gierung beſitzt jetzt Beweiſe dafür, daß die Lehren der Bolſchewiki
nach Amerika übergegriffen haben. Obwohl die amerikaniſche
Regierung nichts gegen die ſozialiſtiſche Propaganda einzuwenden
hat, die die Kriegführung nicht behindert, und obwohl die Lebens
freiheit, ſoweit ſie mit der nationalen Sicherheit zu vereinbaren
iſt, aufrecht erhalten werden ſoll, hat Wilſon doch wiſſen laſſen,
daß er ſofort draſtiſche Maßregeln ergreifen würde, wenndem Geſetz hewefſſneter Widerſtand geleiſtet wird oder wenn die

Agitatoren ſich gewaltſaemer Mittel bedienen ſollten.
Nach zuverläſſigen N ten meuterten Anfang Oktoberim e Werte e e drei Regimenter, die

ſich weigerten, für England und Frankreich zu kämpfen.
Das Reutexſche Büro erfährt von maßgebender japaniſcher

Seite, daß den letzten Depeſchen 5000 Mann chineſ r
Truppen mit der Aufrechterhaltung der Ordnung in Charbin
betraut ſind. Ungefähr die i der ruſſiſchen Garniſon in
Charbin, die ſich en au Mann beziffert, hat ſich den
Maximaliſten an geſchloſſen.

Unter dem Einfluß der Friedensverhandlungen macht ſich in
der Nähe der preußiſch ruſſiſchen Grenze r in den benachbarten
beſetzten Gebieten ein ſtarker Preisſturz für viele Artikel be
me Die Phantaſiepreiſe für Sigarren- Spirituoſen, Kaffee
und Tee kommen ins Wanken. Jn Kowno und Grodno gingen
die Kaffee und Teepreiſe für ein Pfund um vier Mark und
mehr zurück.

Der frühere engliſche Miniſter Runciman ſoll deseinem Bericht des Ainſterdamer Handelsblad wie folgthaben: Wir würden Frankreich teien wenn wir es in

dem Glauben ließen, daß der r um ElſaßLothringen
geführt wird. Es wäre unverantwortlich, wenn man die Jtaliener
unter dem Eindruck e daß wir bereit ſeien, ſie in ihren
ſichten zu unterſtügtzen, öſterreichiſchungariſche Gebiete auseinander-
Fryigen, damit ſie einige ihrer unmäßigen Kriegsziele erreichen
önnen.

Englands Plan eines Wirtſchafts
28. D „rieges

A geit t t e Sir GEdward Carſoön vor einiger Zeit in Portsmou ne Rede gehalten, in t er Reuter los e Wir müſſen dafür
daß alle deutſchen Handelsfirmen und alle deutſchen
Unternehmungen in allen Ländern ausgerottet
werden.

Wie aus den inzwiſchen angekommenen engliſchen Blättern
rvoi hat Reuter hier etwas weggelaſſen. Carſon hat inirtüd it Wie „Wir müſſen nicht nur dafür ſorgen, alle

n C 7 ſepe in 225Ländern auszurotten, ſondern müſſenz dieſe a er desiehnngen ſelbſt in die Hand
ekommen.“
Engliſche Flieger über Mannheim

Gin Weihnachtsabend.
Ma 25. mber. Engliſche Flieger bewarfenam r die offene Sta ehe mit Bom

ben. Keinerlei militäriſcher Schaden. Zwei Perſonen wurden

ber. (P. T. A.) Unter den Koſaken

Das geſamte Anklagematerialich wewen
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f töt t, gehn vis zwö darunter Militärperſon,
in der alz zum Niedergehen nen See und

ne Offenſive zur Ginſchüchterung.
Man der Deutſchen OrientKorreſpondenz:h i en her in e n e,ltkrieg in kurzer Zeit zu beenden. Es eine allge

ine PropagandaOffen r Einſchüchterung ands vor.
ill unſre Nerven durch g ver Art
n. Dur durchaus

ndrohun
Reuheit überraſcht dieſer Vt, a ehe voreneſer ehung ſchon achtbaz denen allerdings der Er

haben wir von en ger
bekommen, über die vö des
ls von allen Märkten der Welt. Damit war unſre Jndu

dem Untergang da ſie von dem Jnlandmar
rie

t leben
kann. Das n 9 andelsblatt ſtellt nun feſt, in and
betrachte man die Beſchlüſſe der berühmten Pariſer Wirtſchafts
konferenz als leeres Gerede, und die nduſtrie r et t inoßzügiger Weiſe auf den künftigen Wettbewerb. Die Einſchüch
kerung ſei alſo nicht gelungen ünd darum müſſſe jetzt mit der
allgemeinen Propaganda Offenſive begonnen werden.

Kürzlich hat der engl Gewerkverein der Seeleute und
Heizer den Beſchluß gefaßt, es dürfe nach dem Kriege kein Deutſcher

zu Waſſer und zu Lande bei nicht deutſchen Arbeit
et nſtellung finden keine Ware deutſcher Herkunft dürfe im

usland gekauft werden, und kein deutſches F o dürfe irgendwo,n en da en grsrunt werden. Dieſe freundlichen
Beſchlü eelente ſo nun nach dem Wunſche

ritiſche Volk zu eigen machen.

t in deutſ
e der engliſchen

des Handelsblattes das geſamte
Eine ſtarke e in dieſem Sinne und amtliche Erklärung
britiſcher Staatsmänner über die ben tigt. Dur rung dieſer
Androhungen würde auf die deutſchen Schiffährtskreiſe einen großen
Eindruck machen. Das Blatt wehrt ſich gegen den auch in land
erhobenen Einwand, daß es nicht möglich ſei, mit einem Volke
von 70 Millionen auf die Dauer alle Handelsbeziehungen abzu
brechen. Der Boykott müſſe nur bedeuten, d es Deutſchland

geſtattet werden würde, eigene unmittelbare Beziehungenzu fremden Märkten zu unterhalten.

Mit derartigen Albernheiten glaubt ein engliſches Fachblatt
das u Wert darauf legte, ernſt genommen zu werden, au
die deutſchen Nerven einwirken zu können. Einer unſer bisherigen
Gegner, ein Volk von 120 Millionen Menſchen, hat bereits vor
aller Welt ſeinen Entſchluß kundgegeben, die früheren wirtſchaft
lichen Beziehungen r n eich ſo

zuſtellen. Und dieſes Volk hatte vor dem Kri
eil ſeines ausländiſchen Bedarfs in Deutſchland ge

alſo unzweifelhaft zu ſeinen früheren Handelsbeziehungen zurück
kehren, zumal da der Güteraustauſch über die Landgrenze ſolange
der Krieg dauert, frei und ungehindert geſchehen kann, während
Englands Ausfuhr nach Rußland, der man in den 3 arten
auf jede mögliche Weiſe die Wege zu ebnen ſuchte, den größten
Schwierigkeiten begegnet. Es iſt ſchwer zu
noch ein britiſcher Staatsmann den Mut finden wird, mit der
artigen Drohungen auf unſere Kreiſe von Handel und Jnduſtrieeinzuwirken. Fall aber die angeregte allgemeine Propaganda
Offenſive tatſächlich einſetzen ſollte, dürfte ſie nur auf einen Heiter
keitserfolg zu rechnen haben. Auch die Gewerkſchaft der Seeleute
und Heizer hat ihre erſchütternden Beſchlüſſe wohl nur in demGedanken efaßt, dadurch in Deutſchland die Stimmung zu ver

derben. in engliſcher Großinduſtrieller hät ja bereitsLandsleute parauf hingewieſen, daß England nicht Hunderte von

Millionen in die Hafenanlagen ſeiner Oſtküſten geſteckt hätte, umdie Henderedezichen n e für d P len ja
ter Linie geſchaffen wären, eines Tages abzubrechen

Jm Leben des britiſchen Volkes ſpielt bekanntlich das Geld
verdienen die erſte Rolle, und darum wird man ſehr ſchnell
der Einſicht gelangen, daß ein Verzicht auf den Handelsverkehr
mit Deutſchland ein überaus ſchlechtes Geſchäft wäre.

Keine japaniſchen Truppen in Charbin.
Bern, 28. Dezember. Aus Tokio wird gemeldet: Nach

engliſchen und amerikaniſchen Korreſpondenten iſt offiziell
erklärt worden, daß die japaniſche Regierung keinerlei Ab-
ſicht hat, Truppen nach Charbin und Wladiwoſtock
oder ſonſtwohin zu entſenden. Ebenſowenig be-
abſichtigt Japan eine neuerliche Mobiliſierun g. Höhere
Beamten der Miniſterien in Tokio verurteilen dieſe beun-
ruhigenden Meldungen über Japans Angriffsabſichten, die
faſt ausnahmslos in Waſhington entſtanden und nach
London gekabelt wurden und nichts weiter als ge-
wiſſenloſe Börſenſpekulation darſtellen.

Internationale Regelung der
Flamenfrage.

Jn einem Schreiben an den Herausgeber des in Holland er
ſcheinenden Blattes Vrij Belgisés, von Cauwelagert, erklärt ſich,
wie die Frankfurter Zeitung berichtet, der dige Abgeordnete
und Sozialiſtenführer Camille Huysmans für eine inter
nationale rn der Flamenfrage im Friedensvertrag. Man
könne nicht das Vertrauen haben, daß ein wiederhergeſtelltes

d ſich aus die Rechte und Lebensintereſſen der Flamen
wahren werde.

Erſtens habe ſich die belgiſche Politik gegen die Flamen in
keiner Weiſe g ert. Beweis: was an der Front vorgehe.
Zweitens ſei die ſlämiſche Bewegung geſpalten

kompromittiert. Viele Elemente ſeien ganz unbrauchbar,
müßte für die Dummheit der andern dann aufkommen.

Drittens erlaube die politiſche und r ä Lage nicht dieBe igung mit dieſer Frage. Rach dem i b das Volk
Arbeit ünd Brot. Huysmans verwirft den Vorſch x flämiſcher
Aktiviſten, Belgien in zwei Stagtsweſen zu ſcheiden. Er verwirſt
auch die kantonale Trennung Belgiens Muſter.cher Staat mit einem Varlanent

ſollte die Serniye durch

cht, be Miniſteriumenſchaft, das alle Schulen umfaſſen
auch den techniſchen Unterricht, ein walloniſches und ein

ent ämiſchen ſolle z. V. die
ſolle für Flamen und Wallonen

iheit geſch werden.
Vrij Belgis verwirft zwar die internationale Regelunder Flamenfrage, verlangt jedoch praktiſch von dem neuen Se

gien Verwaltungstrennung in allen Miniſterien.

Die Debatte in der franzöſiſchen
Kammer.

Poris, 27. Dezember. In der Kammer interpellierte der ſozialiu über die Unterhandlung z n den
te rungen, die ohne Wiſſen der Parlamente und

d worden ſeien. Er fragte, welche Maßnahmen der
folge der erwähnten ili

a n
r

ichungen notwendige
innere

u

Reg

in
veröffentlichten Verträgeerwiderte er es werde ein

der Geheimſitzung vom 5. Juli

erklärte

v

bald als möglich wieder

e Los

lauben, daß heute

ſeine

ne daß alle Vertreter der Alliierten dieſelbe Er
abgegeben hätten, und zwar: „An dem Tage an dem Rußlend

e

u h
Italieniſcher Kriegsſchauplatz.

r re das der Hochſlähe von Aſlage und
eiſter. Ludendorff.Der

Der öſterreichiſche Oeneralſtabsbericht
Wien, 28. Dezember.

Amtlich wird verlautbart:
Oeſtlicher Kriegsſchauplatz.

Waffenſtillſtand.

Italieniſcher Kriegsſchauplatz.

l Montu än. L ſog re x n des Monte Solarolo
Der Chef des Generalſtabes.

eine regelrecht gebildeke, auf dem Willen der Ration gegründete Re
gierung dehgen wird, werden wir bereit ſein, mit ihm unſere Kriegs
n e etwaigen Bediagungen eines gerechten und en

riedens zu

Der aliſt Miſtral erklärte, die Entente habe Unrecht getan,
den Sozialiſten die Päſſe für Stockholm zu verweigern, denn dadurch
ei die Lage Kerenſtis unhaltbar geworden. Der Redner ſchloß mit

Verlangen einer Reviſion der Kriegsziele der Entente.
Der Abgeordnete Lairolle interpellierte ſodann über die durch

den Wafenſtillſtand an der ruſſiſchen Front für Frankreich geſchaffene
e.

Nach längeren Ausführungen Pichons lehnte die Kammer mit
378 gegen 103 Stimmen den Vorrang für eine Tagesordnung Lon

u et ab, nach der u. a. künftig nur die vom Parlament gutgeheißenenerpflichtungen als gültig h werden ſollen, und nahm mit 384

wonach die Kammer dieStimmen eine ymion an,
Erklärungen der erung bigt und im Vertauen zu ihr zur Tages
ordnung übergeht. Darauf wurde die Sitzung aufgehoben.

Politiſche Veberſicht.
Deutſches Reich.

Wirkungen des Dreiklaſſenwahlſyſtems.
Nach der jetzt veröffentlichten Statiſtik über die Land

tagswahlen ſtand die Sozialdemokratie im Jahre 1913 in
noch viel ausgeprägterem Maße als 1908 an erſter Stelle.
Von den Urwählern, die ſich an der Wahl beteiligten, ſtimmten

für die Sozialdemokraten 38,38 Proz.

das Zentrum 16,53die Konſervativen 14,75
Nationalliberalen 13,56
Polen und Dänen 7,89

„Fortſchr. Volkspartei 6,72
Freikonſervativen 2,0

den Bund der Landwirte 090,30
die Antiſemiten 9,31

Bei einem gleichen Wahlrecht hätten hiernach erhalten
müſſen:

die Sozialdemokraten 3 Abgeordnete ſtatt 1 0

103das Jentr um
die Konſervativen und ihr Anhang 69 „149
die Nationalliberalen 60 v 73die Polen und Dünen 35 e 14die Fortſchrittliche Volkspartei 30 409die Freikonſervativen 9 54

Jn Wirklichkeit ſtellt ſich das Verhältnis etwas anders
dar, weil eine große Reihe von Urwählern in der Statiſtik
als unbekannter Richtung aufgeführt werden. Da von dieſen
erfahrungsgemäß der größte Teil auf die Soziabdemokraten
und Fortſchrittler entfällt, ſo müßte die Zahl der Abgeord-
neten dieſer Parteien bei einem gleichen Wahlrecht noch größer
ſein. Jedenfalls ergibt ſich hieraus eine gewaltige Be-
nachteiliagnng der Sozialdemokraten eine
nicht ganz ſo große, aber immerhin noch. recht ſtarke Benach
teiſigung der Polen, während den größten Vorteil von
dem Dreiklaſſenwahlkyſtem die beiden konſervativen
Parteien und das Zentrum haben. Man geht wohl nicht fehl
in der Annahme, daß ſich daraus der Widerſtand dieſer Par-
teien gegen ein gleiches Wahlrecht erklärt.

Kohl gegen Kohlen.
Wie das Gemüſe verſchoben wird, dafür liefert einen

Beitrag ein gedrucktes Zirkular, das die Gemüſe Groß
handlung J. Bielenberg in Weſſelburen (Hol-ſtein) an die ge chenverwaltungen im rheiniſchweſt
fäliſchen Jnduſtriegebiet verſendet. Es trägt nach dem Vor
wärts die lockende Ueberſchrift: „Betrifft: Weiß, Rotkohl,
Wirſing und Kohlrüben.“

Jn dem Zirkular wird auseinandergeſetzt, daß die Land-
leute die Lieferung von Obſt und Gemüſe von der Gegen
lieferung von künſtlichen Düngemitteln
(Kalkſtickſtoff, ſchwefelſaures Ammoniak, AmmonigkSuper-phosphat, Lhomosmehh) oder auch von Steinkohlen,

Koks und Briketts abhängig machen. Dann
heißt es:

„Wenn Sie mir die Mengen aufgeben, die Sie mir
an künſtlichen Düngemitteln oder Kohlen liefern
können, ſo werde ich Jhnen gern die Mengen Kohl nam
haft machen, die Sie dagegen erhalten können,
und Sie gleichzeitig mit meinen näheren ingungen bekannt
machen.

Man zwiſchen Kohlen und Kohl beſteht nicht nur
der zufälli chklang, ſondern noch ein anderer ſehr
realer Zuſammenhang: für Kohlen kriegt man Kohl,
nd für Kohl kriegt man Kohlen.braucht nicht zu hungern, und wer Koht

t. eren. Wer aber keins von beiden abzugeben hat, de
ommt weder Kohl noch Kohlent äUebrigens widerlegt das Zirkular der Weſſelburer Firmo

auch eine Entſtellung der Deutſchen Tageszeitung. Dieſe
den Inhalt der Neuköllner Denkſchrift dahin zu ver

rehen geſucht, daß die Landleute von den Dünger- und
Kohlenlieferanten zur unrechtmäßigen Hergabe von Lebens-
mitteln gezwungen worden ſind. Hier ergibt ſich deutlich,
daß umgekehrt die Land wirte die Herausgabe von
Lebensmitteln abhängig machen von der Lieferung der
Ningrati

r Vorwärts wirft die Frage auf: Geſchieht dieſer Aus
tauſch von Kohl und Kohlen zum Schaden die weder
Kohl noch Kohlen erzeugen, mit Ein willigung des
Kriegsernährungsamtes und ſeines großartigen Leiters, des
Herrn v. Waldow?

Zum Strafverfahren gegen Veukölln
wegen unberechtigten Bezuges von „Saatgetreide“ erfährt der Berlinere Die e r etracht ſo nren Mengen

oggen, Weizen und Gerſte iſt in wiſchenzeit feſtgeſtellt worden.
Das Getreide iſt zu Mehl vermahlen und der Neuköllner Arbeiterſchaft
im vergangenen Juni als Erſatz für die ausgebliebenen Kartoffeln zut worden. Reukölln befand ſich damals in einer Notlage. S.

dt hatte keine ausreichenden Nahrungsmittel, um die Bevölkerung
i zu können und war froh, das Getreide kauſen zu
können, das damals überall in Mengen angeboten wurde, die das Be
dürfnis zur Saatbeſtellung weit überſchritten, und wohl nur als
„Saatgetreide“ deklariert war, um in den Handel gelangen zu können.
Saatbohnen und erbſen, die die Stadtoerwaltung kauſte, gingen der
Maſſenſpeiſung zu. Natürlich verpflegte damals täglich 40 000 Per-
ſonen in ſeinen Speiſeanſtalten und hatte für die Herbeiſchaffung der
nötigen Kochmaterialien ſchwer zu kämpfen.

Die Einberufung des Hauptausſchuſſes vertagt?
Wie verſchiedene Blätter hören, iſt in parlamenta-

riſchen Kreiſen der Gedanke aufgetaucht, die für den 3. Ja-
nuar anberaumte Sitzung des Hauptausſchuſſes des Reichstags auf den 7. oder 8. Lanuat zu vertagen.

„Regierungsſozialiſten“.
Das Bild politiſcher und wirtſchaftlicher Probleme und Gärungen,

das der Krieg ganz beſonders für Deutſchland gebracht hat, iſt von
verwirrender Großartigkeit. Jm Mittelpunkt des gewaltigen Prozeſſes
ſteht die Sozialdemokratie, oder großzügiger ausgedrückt: der Sozialis-
mus. Von den politiſchen Tagesfragen innerer und äußerer Struktur be
zu den gewaltigen ſtaatswirtſchaftlichen Problemen graviert alles Ge
chehene um das ſozialiſtiſche Prinzip und um ſeine organiſatoriſche
orm: die Sozialdemokratie. Für die einſtmals ungläubig Lächelnden

das ſozialiſtiſche Prinzip mit einem Male eine reale, das Alte be
drohende Macht geworden, die nicht mehr aus dem Weltgeſchehen aus
zuſchalten iſt. Freilich haben ſich in dem ungeheuren Entwicklungs
prozeß dieſer geſchichtlzchen Epoche, die wir erleben, auch W
und Sozialdemokratie dem Entwicklungsgeſetz beugen müſſen, wie
es ſeit der Wandlung von der Utopie zur Wiſſenſchaft immer haben tunmüſſen. Der wiſſenſchaftuiche Sozialismus bereitet ſich vor für ſeine

praktiſche Miſſion. Das haben wir in Würzburg gehört, das fühlen wir
täglich als zwingendes Geſetz. Es iſt die große erſte greifbare Beſtäſt

ung der Richtigkeit materialiſtiſcher Art des Denkens und Handelnd.ſt er Sozalismus alſo „etwas Neues“ geworden? Ganz gewiß nicht.

ie das behaupten, ſind bürgerliche Jdeologen, die niemals das wirk
liche Weſen des Sozialismus begriffen hatten; oder es ſind ſozialiſtiſche
Doktrinäre, die über die Schale nie zum Kern gekommen ſind.

Daß ein Krieg von ſolchen Dimenſitonen eine revolutionäre Er
ſchütterung der politiſchen Oekonomie der Staaten nach ſich ziehen und
ganz ſelbſtverſtändlich auch die Kritiker dieſer Staatsgebilde oder ſo
beeinfiuſſen muß, das haben unſere Theoretiker vor dem Kriege in haar-
ſcharfen Deduktionen feſtgeſtellt. Jetzt, nachdem die Probe aufs Exempel
gemacht worden iſt, möchten ſie es ſonderbarerweiſe verhindern, daß
die Sozialdemokratie von dieſem umwälzenden Geſchehen berührt wird.
Sie ſoll bleiben, was ſie war, lautet das billige r Sie hat
ihre Grundſätze verloren, zetert man. Nur die vom Parteikörper ab
geſplitterte Minderheit liegt einzig am ſichern Anker ihres Prinzips. Und
dennoch iſt gerade ihr ganzes Tun und Treiben von der Angſt diktiert,
heute oder morgen durch die Flut der Ereigniſſe von ihrem Anker los-
geriſſen und auf die troſtloſe Klippe geworfen zu werden. Wir anderen
treiben unter dem Zwange der geſchichtlichen Tagesereigniſſe mit der
Flut hinaus in die Weite von Zeit und Welt und liegen dort unter dem
weiten Horizont viel ſicherer an unſerem prinzipiellen Anker als im
flachen Gewäſſer und unter engem Horizont. Wir gehen mit den Er
eigniſſen, um durch ſie die Verwirklichung der geſchichtlichen Miſſion der
Arbeiterklaſſe zu erleben, und werden deshalb Renegaten geſchimpft.
Von Leipzig, wo gelehrte Doktoren und Kirchenlichter von altersher im
Stile der Dr. Eck und Luther disputierten, iſt das Schimpfwort Re
gierungsſozialiſten in den Streit geworfen, und neugierig lauert man
darauf, ob der Flederwiſch auf dem Markte aufgehoben wird. Wir
merken die Abſicht. Trotzdem begnügen wir uns nicht damit, den gewiß
berechtigten Groll der Volksmaſſen über die Bitterkeiten unſerer Tage mit
einigen Kraftreden und Kraftartikeln zu ſteigern. Wir gehen auch nicht
in die Verſammlungen unſerer Brüder von geſtern, um dort ſtatt be
ſere Ernährungsvorſchläge Reſolutionen mit maſſiven Kraftworten vor
zulegen. Wir giauben auch nicht, daß es im Intereſſe des nach rieden
drängenden Proletariats gehandelt iſt, wenn man in dem heißerſehnten
Augenblick, wo ſich das erſte Zeichen einer Friedensmöglichkeit bemerkbar
macht, den ruſſiſchen Sozialiſten die deutſchen Brüder wider beſſeres
Wiſſen als Werkzeuge einer auf Betrug ausgehenden Regierung
denunziert.

ſehr wir Sinn dafür haben, daß durch ſolche Methoden der
politiſche Einfluß der Sozialdemokratie, oder richtiger Poot der Ar
beiterklaſſe, geſchwächt wird, ſo ſehr erfüllt es uns mit innerer Je
tuung, daß dieſe fatale Form des Bruderkampfes nichts anderes wieder Quer der inneren Unwahrhaftigkeit und der mangelnden inneren

Berechtigung des Kampfes überhaupt iſt. Daß mit dieſen Methoden
auf die Dauer Proſelyten gemacht werden können, und namentlich dann
gemacht werden, wenn das große geſammelte Rückſchauen und das Vot
ſchauen nach dem Kriege beginnt, das begreifen wir mit ruhiger Sicher
heit. Dieſer Sorge werden wir um ſo raſcher enthoben, je gründlicher
nach erreichtem Frieden die große ſozialiſtiſche Arbeit einſetzen wird. in
die die Sozialdemokratie vom Sprungbrett des Krieges ſpringen muß.
Sie braucht ſich im Grunde gar nicht neu zu orientieren, ſie muß ledig
lich ihren Willen und ihr Wollen immer enger auf den einen großen
Punki konzentrieren: die Arbeiterklaſſe zu heben. Jſt es bisher nach
der alten Doktrin und 4 dem einzigen Wege von unten Hernuf nur
bitter langſam gegangen, ſo wählen wir kurz entſchloſſen auch andere

und wenn es ſein muß, auch ſolche von oben nach unken. Der
wec eht immer voran!
8 Tr des Sozialismus faſt verWir haben oſt genug Weſen und

die Wahl der Mittel zur Verwirklichunge wenn wir haderten um die Wah n rZweckes. der vor uns liegenden Epoche artrinen W ſie theoretiſch noch ſo ſchlüſſig ſind nur dem
Unternehmertum in die Hände. Wir würden den ar itenden Maſſen zu
den furchtbaren Kriegsleiden noch grauſame Enktäuſchungen
wenn wir den Sozialismus nicht jetzt zum lebendigen

nder machen würden. Daß. die Arbeiterſchaft eine politiſche und wirtSonig Organiſation mit negativem Zwec erhalten will, glauben wir

jetzt weniger denn je.
Der ſozialiſtiſche Kampf dieſer Tage und der nächſten Zukunft muß,

das hat der Krieg als revolutionäre geſtellt, nach zwei großen Realftäten orientiert ſein. Sie liegen a Wunſch wirtſgeſiiigen

Gebiete im Innern ſowohl wie nach außen. Auf beiden Gebieten muß
die Ardeiterflaſſe Trägerin und Drängerin ſein. Richt weil ſie bereits
einige Monate nach Friedensſchluß den ſozialiſtiſchen Zukunſtsſtaat mit

e



pleiten Vergeſellſchaftung der Produktionsmittel etablieren
weil ſie am Tage nach dem Friedensſchluß dem, Staat

das feſte Fun nt ſein ſoll, worauf er ſich nach neuen geſellſchaftlichen
n langſam aufbauen muß. Wir wiſſen, daß eine dieſer

n Notwendigkeiten die ſtaatliche Erfaſſung möglichſt viel gefellſchaft
er Pradüktion für das Wohl der Geſellſchaft iſt, die durch den Krieg

en hat. Iſt es auch nur die Heilung von Kriegswunden, die denr n Klaſſenſtaat zu dieſem wirtſchaftlichen Prinzip drängt, ſo

eht doch die Welt zum erſtenmal mit überwältigender Klarheit, wie
eine umfaſſende Hebung der Geſellſchaft eben nur durch umfaſſende ſo
Pale Mittel denkbar iſt. Und das umfaſſendſte Mittel iſt dem ſozialiſtien Grundgeſeß entnommen: Schaffung der Allgemeinwohlfahrt durch

wggt ſtarke Umwandlung der Prioatproduktion in Gemeinſchafts
produkfion. Noch wird das ſozialiſtiſche Grundgeſetz nicht abſträkt ver
wirklicht, ſondern vorläufig nur in der Beſchränkung angewandt: ſtaat-
ſche Produktion für die nationale Gemeinſchaft. Aber darum allein
dürfen wir die Arbeiter nicht hindern, dem Staat ihre gewaltige Kraft
zu leihen, wenn er den durch den Krieg übermächtig gewordenen Kapi-
telismus zwingen will, von ſeinem unrechtmäßigen Gewinn für die
Allgemeinwohlfahrt abzugeben. Würden wir nicht direkt kapitaliſtiſche
Intereſſen fördern, wenn wir nun mit großer Geſte über Staatsſozialis-
mus unſere tieſgründigen Monita auflegen würden, und die Arbeiter
wiederum auf den Schlußkampf der ſozialen Revolution vertröſten woll-
ken? Ganz gewiß ſchauen wir dieſe kommende Entwicklung nicht durch
die beſchlagene Brille Ernſt Heilmanns an. Auch iſt uns der Sozialis-
mus Walter Rathenaus und die „Durchſtaatlichung' der Nahrungs-
mittelproduktion eines Waldow nicht annähernd das, was uns als ein
eigentliches Ziel befriedigen könnte. Aber als Etappe am Wege zum

Ziele der Befreiung der Geſellſchaft von der abſoluten Herrſchaft
s Privatkapitals können wir manches gelten laſſen. Ohne Etappen

kommen wir nicht zur Operationsbaſis, nicht zum Entſcheidungskampf
in der vorderen Linie. Sozialdemokratie, Gewerkſchaften, Genoſſenſchaf-
ten werden von Etappe zu Etappe vorſtoßen und planmäßig arbeiten
müſſen, ſoll nicht alles bisher Geleiſtete elend verſumpfen. Unterſtützt
wirv dieſe gewaltige Arbeit natürlich durch den ſteigenden politiſchen
Einfluß, den die Arbeiterſchaft in Staat und Gemeinde erhält, und den
ſie rückſichtslos ausnutzen muß. So iſt ein Teil des Komplexes der
praktiſchen Arbeit zu überſchauen. Dem Staat wird ſeine Aufgabe durch
unſeren Druck erleichtert und unaufhaltſam wird er über ſeine erſte Ziel-
fetzung zu immer ſtärkerer ſozialiſtiſcher Tendenz hinausgetrieben.

Und nun fragen wir: Sollte durch dieſe umfaſſende praktiſche ſoziale
Ektivität die Arbeiterklaſſe nicht in ihrem eigenen ſozialiſtiſchen Wert
erhöht werden? Und kann deshalb für die Verfechter einer ſolchen
aktiven ſozialiſtiſchen Arbeiterpolitik das verächtlich hingeworfene Wort
gon den „Regierungsſozialiſten“ noch beſchimpfend wirken? Bei einer
ſolchen Betrachtung der Dinge und ehrlicherweiſe kann man ſie gar
nicht anders betrachten braucht niemand mehr über das törichte Wort
zu erröten.

Nun halten uns gewiſſe Leute entgegen, all dieſe Etappen, die den
wahren Sozialismus verderben, ſind nicht nötig, und verweiſen über-
(egen lächelnd auf Rußland. Die Bolſchewiki haben alle Etappen über-
en und die Diktatur des ruſſiſchen Proletariats hat den ganzen

jeſenſtaat in ihrer Gewalt. Die einzig wahre ſoziale Revolution iſt
flegreich! Bei aller Bewunderung vor der Größe der jüngſten Ereig-
niſſe in Rußland bleiben wir ſkeptiſch. Den ſozialiſtiſchen Endſieg be
deutet dieſe ſoziale Revolution trotz des Kautskyſchen Optimismus nicht.
Der augenblickliche Sieg der Bolſchewiki entſpringt einzig dem elemen-
igren Friedensbedürfnis aller ruſſiſchen Volkskreiſe, auch der Bourgeoiſie,
die je eher je beſſer die große Friedensauseinanderſetzung mit den Bol-
ſchewiki herbeiſehnt. Erſt nach dieſer Auseinanderſetzung wird man
wiſſen, ob Rußland ohn alle hiſtoriſchen Vorbedingungen ſeine ſiegreiche
ſoziale Revolution haben wird. Bis jetzt glauben wir uns, daran zu

ifeln, daß eine dauernde Diktatur des Proletariats mit ſeiner letzten
Fonſeguenz der reſtloſen Ueberwindung des Kapitalismus möglich

will,

Bekanntmachung.
Auf Grund des t 4 des Geſetzes über den Belage-

rungszuſtand beſtimme ich:Fur die Dauer ihrer Verwendung erteile ich den
Cdet der Rach und Abſchubüberwachungsſtelle in Magde- Kinder Vorſtellnng

durg tätigen Militärperſonen die Eigenſchaft als Polizei zbeante, den ührer die Rechte eines Hilfsbeamten der „Wingtau und Japan zu ermäßigten Preiſen
Staatsanwaltſchaft.

Magdeburg, den 22. Dezember 1917.
Der ſtellvertretende Kommandierende General

des IV. Armeekorps
Sontag,

Generalleutnant.

Auf Grund des Artikels 68 der Reichsverfaſſung in
Gerbindung mit S 9b des Gefetzes über den Belagerungs-
uſtand und dem Geſetze vom 11. Dezember 1915, betref
nd die Abänderung des Geſetzes über den Belagerungs-

zuſtand, wird im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit
perordnet:

1. Feindlichen Ausländern iſt das Photographieren
allgemein unterſagt.

2. Allen ſonſtigen Perſonen iſt verboten in der Nähe
induſtrieller oder militäriſcher Anlagen zu photo-
graphiereu.

Ausnahmen vom Verbot zu 2 können auf
beſonderen Antrag vom ſtellv. Generalkommando
bewilligt werden. Die Anträge ſind durch Ver-
mittlung der Polizei zu ſtellen, die zum Antrage
bei der Weiterſendung Stellung zu nehmen hat.

Zuwiderhandlungen werden, wenn die beſtehenden
Feſege keine höhere Freiheitsſtrafe beſtimmen, mit Ge-
n nis bis zu einem Jahre beſtraft. Sind mildernde

mſtände vorhanden, ſo kann auf Haft oder Geldſtrafe
bis 1500 M. erkannt werden.
g Die Bekanntmachung tritt am 1. Januar 1918

raft.Magdeburg, den 19. Dezember 1917.

Der ſtellvertretende Kommandierende General
des IV. Armeekorps

Sontag,
Generalleutnant.

Auf Grund des Artikels 68 der Reichsverfaſſung in
Verbindung mit S 9b des Geſetzes über den Belagerungs-
uſtand und dem Geſetze vom 11. Dezember 1915, betref

ſend die Abänderung des Geſetzes über den Belagerungs-
zuſtand, wird im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit
verordnet:
Es iſt verboten, einer Zenſurſtelle einen fachwiſſen-

ſchaftlichen r oder wiſſenſchaftlich tech-
niſchen) Aufſatz oder Bericht vorzulegen, welcher bereitseiner andern Jenſurſtelle vorgelegt oder von irgend einer

andern Zenſurſtelle bereits zur Veröffentlichung nicht
zugelaſſen worden iſt, ohne gleichzeitig dieſe Tatſache
mitzuteilen.

Als Vorlage desſelben Aufſatzes oder Berichtes gilt
es auch, wenn der neu vorgelegte Aufſatz oder Bericht

nüber den ſchon an anderer Stelle vorgelegten oder

I
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iſt. Wir zweifeln um ſo mehr daran, weil uns gerade der r
keine Erſchütterung der Jnternationalität des Kapitals gebracht hat, un
weil ganz beſonders der ruſſiſche Privatkapitalismus ſeine Laufbahn
noch erfüllen will, oder mit Hilfe des internationalen Kapitalismus es
mindeſtens ſtark verſuchen wird. Gerade hier liegt die Unmöglichkeit
eines jetzigen ſozialiſtiſchen Endſieges in einem einzigen Lande. Es
fehlen die hiſtoriſchen Vorbedingungen: Höchſtſtand der kapitaliſtiſchen
Entwicklung und Höchſtſtand der ſozialiſtiſchen Erkenntnis.

Dieſer Ausblick drängt ganz von ſelbſt zur Betrachtung der zweiten
Reclität, von der wir eingangs ſprachen. Die Jnternationalilät des
noch herrſchenden Kapitalismus zwingt zur Jnternationalität ſeiner
Wirtſchaft, was im kapitaliſtiſchen Zeitalter infolgedeſſen immer noch
heißt, nach Machtſphären und politiſchen Machtverbindungen auszu
ſchauen. Machtſphären ſchaffen Gegenſätze und ſchließlich Kataſtrophen,
wie wir ſie eben erleben. Auch nach Beendigung dieſes Krieges wird
die Aera ſolcher Auslandspolitik und ſolcher Möglichkeiten noch nichtüberwunden ſein, weil eben der Reifegrad der Volte trotz des

Krieges noch nicht geſchaffen iſt, der das kapitaliſtiſche Weſen der
Welt auf einen Schlag ändern könnte. Aber zu einer Milderung der
Reibungsflächen, zu einer planmäßigen Bannung der Gefahren müſſen
wir kommen. Wir müſſen zu einer gerechteren Verteilung des ſoge
nannten Gleichgewichts der Mächte- und Weltwirtſchaftsgruppen kom
men. Auch dazu iſt praktiſche Arbeit unſerer Partei nölig. Die So-
zioldemokratie kann auch hier nicht mit theoretiſcher Problematik ledig
lich Demonſtrationspolitik treiben. Sie muß vielmehr aus Rückſicht auf
die wirtſchaftliche und politiſche Sicherheit des eigenen Volkes Konſtella-
tionen anſtreben und unterſtützen, die wenigſtens relative Sicherheiten
für ihr Land und ſeine Wirtſchaft gewähren.

Es liegt auch hier im ſtärkſten Intereſſe der deutſchen Arbeiterſchaft,
wenn die Sozialdemokratie Aktivität entwickelt. Schädigen wir die
Intereſſen unſeres Volkes, wenn wir zum Beiſpiel im jetzigen brennen
den Stadium des Krieges dazu helfen, die deutſche Politik nach Oſten
zu orientieren? Iſt es ein Fehler, wenn eine ſtarke Dezentraliſation der
ruſſiſchen Staatsgewalt mit ihren für uns bedrohlichen imperialiſtiſchen
Tendenzen dadurch eintritt, daß der Rieſenwirtſchaftskomplex Rußlands
in kleinere Wirtſchaftseinheiten zerlegt wird? Dieſe Dezentraliſation
fördert nicht nur nachdrücklich unſere und Rußlands Wirtſchaft und hebt
die Arbeiterklaſſen aller beteiligten Länder empor; nein, ſie arbeitet da
mit auch zugleich am allererfolgreichſten dem deutſchen Annexionismus
entgegen, der weniger von dieſer wirtſchaftlichen Beeinfluſſung als von
einer gewaltſamen Angliederung träumt. Vor allem aber kommen
wir auf dieſe Weiſe dahin, gegen den engliſchen Jmperialismus ein wirk
liches Gegengewicht nach dem Südoſten Europas und nach Aſien zu
ſchaffen, ohne dem unglücklichen Phantom nachjagen zu brauchen, Eng-
land auf der alldeutſchen Kampflinie Antwerpen--Calais--Atlantik--
Mittelmeer-- Aſien treffen zu wollen. Durch eine öſtlich orientierte
Politik in obigem Sinne treiben wir keine Drohpolitik gegen England,
wohl aber im Jntereſſe unſeres Volkes und ſeiner Arbeit eine Aus-
gleichspolitik im Herzen der Welt. Und wir ſchädigen mit dieſer Politik
auch nicht Rußland und ſeine Völker, wie es unſere Parteiverneiner
auch bereits darzuſtellen belieben, ſondern wir ſchaffen für beide Völker-
gruppen wirtſchaftliche und kulturelle Annäherungsmöglichkeiten, die bei
gleichzeitiger demokratiſcher Entwicklung dieſer Staaten einen ſtarken
und ſicheren Friedensgaranten für Europa, wenn nicht gar für die
Erde überhaupt ſchaffen An ſolcher praktiſchen Politik auch auf aus-
wärtigem Gebiet kommen wir als Trägerin und Halterin des kommen-
den Staates nicht vorbei. Bejahen wir ſeine Exiſtenzberechtigung, bauen
wir mit unſerer ganzen Kraſt an ihm, müſſen wir ihm unſere Sorge
in jeder Lage, auch in allen ſeinen Beziehungen zum Auslande widmen.
Alles für den Staot, der der Arbeiterklaſſe, der Volksgemeinſchaft den
Aufſtieg bis zu den höchſten ſozialen Zielen vermitteln ſoll. Sollen wir
deshalb „Regierungsſozialiſten“ geſcholten werden; wir werden den
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„Schimpf“ zu tragen wiſſen. R. S. im Hamburger Ccho.
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Fernsprecher 5407 HAILILE Gr. Ulrichstraße 27
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Empfehlenswerte Schriften belehren-
den und unterhaltenden Charakters:

Die Gleichheit

fUſhlinnl

Zeitschrift zur Verfechtung der In-
teressen der schaffenden Frau.

Einzelnummer 110 h.
1 Wochenschrift, enthaltendln freien Stunden spannende Romane und in-

Wöchentlichteressante Erzählungen für jede Arbeiterfamilie. ung
eine Nummer zum Preise von

Der Wahre Jacob
Nummer

IHustrierte politisch-satirische
Wochenschrift, die einzelne

Berliner lllustrierte Zeitung
Einzelnu mmer

schiedene Bändchen

Dokumente zum V/eltkrieg
Bearbeitet von Eduard Bernstein

Reichhaltige Roman-Bibliothek
der beliebtesten Autoren

Für die Schneiderei:
Modenzeitung Frauenzeitung Praktische Damenmode
Hausschneiderei/Sonntagszeitung/Deutsche Modenzeitung

e

r

I

Aus der Partei.
Herr Ströbel predigt dem Zentrum

Fraktionsdiſziplin.
Als der Zentrumsabgeordnete Dr. Porſch am 5. Dezember beBeratung der Wahlrechtsvorlage im ken Abgeordne n

auſe mitteilte, a ein Teil ſeiner nei bereit ſei
nne, für das gleiche Wahlrecht zu ſtimmen, brach der „ungbd

d ige“ Abgeordnete Ströbel in helle Entrüſtung über die
iſziplinloſigkeit innerhalb einer e aus. Jn ſeiner Red

am folgenden Tage predigte nun Herr Ströbel dem Zentru
energiſch Diſziplin. Nach dem Stenogramm ſagte er dem Zentrum

„Herr Dr. Porſch hat uns ja einen tiefen Blick in di
Karten ſeiner Partei tun laſſen. Er hat erklärt, ein Teil ſeine
n ſei nicht für das gleiche Wahlrecht. Da rief ihm mei

reund Hoffmann ſofort zu: Aha, es ſoll wieder abkommandiert
werden worauf Herr Dr. Porſch entgegnete: Ach, nein, with
kommandieren nicht ab, ſondern bei uns kann jeder nach ſeiner
eigenen Ueberzeugung ſtimmen. Herr Dr. Porſch, das iſt ja
gerade das Schlimme, daß in Jhrer Partei jeder ſtimmen kann
wie er will. Meine Herren, eine Partei, die ernſt genommen
werden will, die einiges Vertrauen beanſpruchen kann, hat ihr
feſten Grundſätze: ſie verpflichtet ihre Anhänger darauf, und
wenn die a ſich nicht danach richten, dann ſchließt ſie ſich
einfach aus der artei aus. Aber, meine Herren, das Zentru
ewährt ſeinen Mitgliedern in den allerwichtigſten und vitalſteehe der Politik volle Freiheit. Meine Herren, iſt das di
olitik einer Partei, die ernſthaft r werden ſoll, iſt

das die Politik einer Partei, die Anſpruch auf Aufrichtigkeit
erheben kann? Rein, meine Herren, eine ſolche Partei iſt über
haupt keine ſersſe, ernſtzunehmende Partei, ſondern nichts als
eine Geſellſchaft für politiſchen Bauernfang

So Herr Ströbel über die Diſziplinloſigkeit des Zentrums.
Als aber die ſozialdemokratiſche Fraktion von ihren Mitgliedern
Ken forderte in der Frage der Kriegskredite, da entrüſtete
derſelbe Herr Ströbel ſich nicht minder über die Gewaltpolitider Mehrheit. ſich nicht minder über die Gewaltpolititk

Stadtratswahlen. Zum erſtenmal iſt in Glauchau ein
Sozialdemokrat, der Landtagsabgeordnete Wilde, in den Stadt
rat gewählt worden.

Die Königsberger Stadtverordnetenverſammlung wählte
den ſozialdemokratiſchen Stadtverordneten Borowſki mit großer
Mehrheit zum Stadtrat. Borowſtki iſt das erſte ſozialdemokratiſche
Mitglied des Magiſtrats der Stadt Königsberg.

Se
Städtiſcher Vahrungsmittelverkauf. J

Rarto ger Für die Woche vom 31. Dezember bis 6. Januar jede
erſon 7 Pfund entweder auf Kartoffelkarte oder aus den

eigenen Vorräten.
Fleiſch. Für dieſelbe Woche jede Perſon 250 Gramm.
Butter. Von Mittwoch an auf den für die 1. Woche geltenden

Abſchnitt der neuen Fettkarte 50 Gramm.

Der Verkanf in der Talamtſchule dauert am Montag bis
mittag 12 Uhr.

Volhcbildungs-Perein.

Sonnabend, den 29. Dezbr.
8 Uhr abends „Thalia“

Lichtbilder-Vortrag:

e 2225t

Sonntag, den 30. Dez. 1917 P
nachmittags 3! Uhr: auch n

Aſchenbrödel
Märchen von Görner.

Abends 7,30 Uhr. Ende 10,30 Uhr.

Undine.
Oper von Albert Lortzing.
Montag, 31. Dez. (Silveſter)
Abends 7,30 Uhr Ende 10,15 Uhr

Die Fledermaus
Operette von Joh. Strauß.
Dienstag nachmitt.: Aſchen

brödel, abends: Doktor
und Apotheker.

Mitglieder 15 Pfg., Gäſte
60 bzw. 75 Pfg.

O Stadtbad e
Haarpflegeräume

Kopfwäsche
Kräuterbehandlung

o Fara-Massage
besichſsofone, Hand und Fußpüege.

F

Echte Porzellan Dilebhaft

10 Pf.

10 Pf.Arbeiter Gesundheits Bibliothe
herausgegeben unter Leitung von Dr. med. Zadek. c

g

9 talbeservite

mit hübschen Malereien
sehr billig

C. F. Ritter
Leipziger Stratze 90.

hab -Iheater
bostspiee des Stadttheater -Personols

Sonntag, den 30. Dez. 1917
abends 7,30 Uhr

Der dunkle Punkt.
Luſtſpiel von Kadelburg und

Presber.Alte, abgeſpielte auch
zerbrochene

kauft zu feſtgeſetzten
Preiſen ohne Gegenkauf

7200
Sonntag geöffnet von 30 bis
9,30 Uhr vorm. und mittags

von 11,30 bis 1,30 Uhr. Sonntag, 30. Dez.

Konzert
des Görlach-Orchester
leitung: MusſAKdirektor H. Börled.

Eintrittspreise: [7001
Erwachsene 50 Pf. Kin-
der 20 Pf., Militär ohne
Dienstgrad vormitta

10 Pf., nachm. 20 Pf.

Haltbare

Shutornister
für Knaben u. Mädchen

sehr billig.
8

m

C. F. Ritter
Leipziger Straße 90.

e9 zugelaſſenen ſich nur durch geringfügige Titel oder
Ter tanderun en unterſcheidet.

Zuwiderhandlungen werden, ſoweit die beſtehenden
ſete keine höhere Freiheitsſtrafe beſtimmen, mit Ge-g. nis bis zu einem Jahre beſtraft. Sind mildernde

mſtände vorhanden, ſo kann auf Haft oder Geldſtrafe
bis 1500 M. erkannt werden.

Die Bekanntmachung tritt am 1. Januar 1918 in
Kraft.Magdeburg, den 19. Dezember 1917.

Der ſtellvertretende Kommandierende General
des IV. Armeekorps

Sontag,
Generalleutnant.

Wachstuchreste
Ausſchank desverkauft billig ſo

J. Sternlieht
Alter Markt 11.

„Schmelzers Höhe“
Eiehendorffstr. 19

und Pilſener der Brauerei Fr. Günther.
Familienverkehr Treffpunkt für Skater.

Werte Freunde und Gäſte ladet freundlichſt ein

Abgespielte
bräuſmopdonplatte

auch Bruch, Kilo 1.75 kauft

Karl Albrecht,
Alter Markt 3.

Auswaärtige wollen einsend
Betrag erfolgt umgehend.

Arbeiter,
abonniert die oft

444444444444444434

beliebten Hackerbräu, München,

Familie Fr. Emmer.
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An unſere werten Abonnenten!
Die koloſſale Aufwärtsentwicklung der Papierpreiſe ſo

i rialien, welche zur Her
ſtellung einer Tageszeitung notwendig ſind, verbunden mit
der Erhöhung der Setzer und Druckerlöhne machen es uns
zur gebieteriſchen Pflicht, vom 1. Januar an den Abonne
mentspreis der Volksſtimme von 80 Pf. auf

1 M. pro Monat
Gemeſſen an den in Betracht kommenden Herſtellungs-

koſten einerſeits und den Preisheraufſetzungen für ſämtliche
Erzeugniſſe des Wirtſchaftslebens anderſeits kann nicht
behauptet werden, daß in dieſer Erhöhung des Abonnements-
preiſes das Leſebedürfnis des Publikums einer zu hohen
Belaſtung ausgeſetzt wird.

Sämtliche Zeitungen von Halle nicht nur, ſondern vongang Deutſchland müſſen im Intereſſe ihrer Exiſtenz ſolche
oder noch größere Verteuerungen vornehmen.

Wir hoffen deshalb auch, daß unſere Abonnenten und
Freunde der Volksſtimme ihre Sympathie und Treue be-
wahren werden und verſprechen wir demgegenüber, die Volks
ſtimme ſo auszugeſtalten, daß dieſelbe dem Bedürfnis ihrer
Leſer gerecht wird.

Verlag und Redaktion der Volksſtimme.

000000000 00000000000
Halle und Saalkreis.

Halle, 29. Dezember 1917.

Studenten gegen die Vaterlandspartei.

Wie wir vor einiger Zeit mitteilten, hatten eine Anzahl
Heidelberger Studenten eine Proteſtkundgebung gegen die
Vaterlandspartei veröffentlicht. Dafür war der maulpatrio-
tiſche Teil der Studentenſchaft mit wüſten Beſchimpfungen

Jetzt veröffentlicht der Führer dieſer
ſtudentiſchen Gruppe, Student Ernſt Toller, eine Erwiderung,
aus der wir folgende Sätze zitieren:

Schon immer wurde unbequemer Geſinnung der Vorwurf
„nicht vaterländiſch“ oder „würdelos“ gemacht. Jſt der „nicht
vaterländiſch“, der den friedlichen Bund freier ſelbſtändiger
Völker erſtrebt? Heißt das ſchon die Schändlichkeiten irgend-
welcher Regierung beſchönigen wollen? Heißt das ſchon den
Frieden um jeden Preis erſtreben Dann hätte unſere deutſche
Sprache ihren Sinn verloren.

Gerade die von uns, die im Felde Krieg erlebt haben,
„unbeirrt zu gehen.

ir wiſſen, daß wir unſeren Brüdern draußen den wahren
Dienſt leiſten. Auch wir lieben Deutſchland, nur auf eine andere
Weiſe und mit höheren Anſprüchen auch an uns.

Erfahrungsgemäß ſtellt nur ein Teil der Studentenſchaft
dieſe höheren Anſprüche an ſich. Wir haben bisher immer
gefunden, daß nirgends ſo ſehr wie unter der gebildeten aka-
demiſchen Jugend in politiſchen Dingen das ſchmetternde
Schlagwort und die hohle patriotiſche Phraſe Anklang finden.

Die militäriſchen Jugend-Erlaſſe.
Aus wahrſcheinlich amtlicher Quelle bringt jetzt die bürger-

liche Preſſe nachſtehende Zeilen:

Verſchiedene General-Kommandos haben, um der Zuchtloſig-
keit der Jugend zu ſteuern, im Jahre 1915 Verfügungen erlaſſen,
welche r verſchiedenartigen Erfolg hatten. Von allergrößter
Wichtigkeit iſt die ſtrenge Durchführung derſelben. Darum iſt
eine größere Veröffentlich und Verbretung erforderlicher, als es
bisher in den verſchiedenen Gegenden der Fall war. Vor allem
müßten die Ge meindevorſtände dafür Sorge tragen, daß Eltern
und Vormünder, beſonders aber auch Mütter davon unterrichtet
ſind und durch öffentliche Bekanntmachung immer wieder daran
erinnert werden. Die pfleger und allgz verantwortlichen
Kreiſe auf dem Lande müßten darauf achten, däß die Erlaſſe ge
nügend bekannt ben werden und müſſen gegebenenfalls auf
dieſelben aufmerkſam machen.

Durch Sparzwang erhalten Jugendli
18 M. und ein Drittel ihres wöchentlichen Arbeitslohnes aus

ahlt. Der Reſt wird einer öffentlichen Sparkaſſe überwiesen.n Berlin ſind dadurch in 11 Monaten 2 Millionen Mark erſpart

unter 18 Jahren nur

e h en. e r n n

v

age zur Volksſtimme.
Sonnabend den 25. Degember

worden, eine erſtaunlich hohe Summe, wenn man bedenkt, daß
vielfach Befreiung bewilligt wurde. Aeußerſt wichtige Verfügungen
ſind: Das Verbot des Wirtshausbeſuches ohne leitung der
Eltern und das Verbot der Verabfolgung alkoholhaltiger Getränke
und Tabaks an die Jugendlichen. Auch dürfen Jugendliche unter
18 Jahren keine Lichtbildervorführungen beſuchen, eine Verord
nung, deren Durchführung beſonders erſchwert iſt. Ein Jugend
pflege- Ausſchuß hat ſich deshalb veranlaßt geſehen, eine eigene
Lichtbilderzenſur einzuführen. Große Bedeutung hat das Verbot
des zweckloſen Aufenthalts auf Straßen und Plätzen in der Dünkel-
heit. Die Ausführung dieſer Beſtimmung iſt der Ortspolizeibe
hörde übertragen, hängt aber ſtark von dem Anſehen der Perſön-
lichkeit ab, welcher die Durchführung obliegt. Auch hier könnte ge
wiß der Geiſtliche, die Gutsfrau oder der Lehrer vermittelnd,
erläuternd und warnend eingreifen und damit den rechten Weg
weifen.

Es iſt vielfac darüber beraten worden, ob die Erlaſſe in die
Friedenszeit zu übernehmen ſind. Unſere Jugend bedarf dringend
eines ſolchen Schutzes; und ſtrenge Zucht kann ihr nur fördernd,
heilſam und ſegenbringend ſein.

Wir beurteilen dieſe Erlaſſe nicht ſo ungünſtig, am allerwenigſten ſind wir für ihre Erhaltung in die geh nach dem Kriege.

ieſer Auffaſſung hat ſich auch kürzlich das Gewerkſchaftskartell
Halle angeſchloſſen.

Die Neue Welt als Graliszugabe zur Volksſtimme. Um unſern
Leſern für die unumgänglich notwendige Erhöhung des Abonnements
preiſes einen gewiß willkommenen Ausgleich zu bieten, haben wir uns
entſchloſſen, die Neue Welt, das in neuem Gewande mit guten Romanen
und IJlluſtrationen erſcheinende Unterhaltungsblatt, an jedem Sonnabend

unentgeltlich der Volksſtimme beizulegen.

Die Militärpflichtigen der Jahrgänge 1898, 1897 und 1896,
ſoweit ſie noch nicht beim Heere eingeſtellt ſind, werden durch eine
Bekanntmachung in der vorliegenden Nummer unſeres Blattes auf
gefordert, ſich vom 2. bis 15. Januar zur Rekrutierungsſtammrolle
anzumelden. Näheres darüber iſt aus dieſer Bekanntmachung ſelbſt
zu erſehen.

BVeränderungen des Haushaltes anmelden. Verſchiedentliche Ver
ſtöße gegen die Verordnung über die Regelung des Verbrauchs von
Brot und Mehl vom 15. Auguſt 1917 geben dem Magiſtrat erneut Ver
anlaſſung, darauf hinzuweiſen, daß die Haushaltungsvorſtände ver
pflichtet ſind, Veränderungen in der Kopfzahl der Haushaltungen münd-
lich oder ſchriftlich binnen 3 Tagen bei der zuſtändigen Marken-Aus-
gabeſtelle anzuzeigen. Zuwiderhandlungen werden mit Gefängnis bis
zu einem Jahre oder mit Geldſtrafe bis zu 50 000 Mark beſtraft.

Die Gehallsgrenze der Krankenverſicherung heraufſehen“? Die
Krankenverſicherungspflicht der Privatangeſtellten (Handlungsgehilfen,
Bureaubeamte uſw.) erliſcht bekanntlich, wenn der Jahresarbeitsver
dienſt 2500 Mark überſteigt. Ein ſehr großer Teil dieſer Angeſtellten,
deren Gehalt ſich durch Teurungszulagen und ähnliche Zulagen über
dieſen Betrag erhoben hat, mußte deshalb von der Krankenkaſſe abge
meldet werden. Dieſe Angeſtellten ſind aber, wie es keines Beweiſes
bedarf, trotz ihres jetzt höhern Einkommens nicht günſtiger geſtellt als
früher. Von zahlreichen Körperſchaften, auch von den großen Kranken-
kaſſenverbänden, iſt deshalb wiederholt an die Reichsgeſetzgebung das
Erſuchen gerichtet worden, die Einkommensgrenze erheblich hinaufzu-
ſetzen. Jn einer Rückſprache, die Vertreter der Krankenkaſſen im Reichs
amt des Jnnern hatten, erklärten die zuſtändigen Regierungsvertreter
auch, daß ſie für eine mäßige Erhöhung zu haben ſeien. Bedenken
wurden nur dahin geltend gemacht, ob die Aerzteorganiſationen damit
einverſtanden ſein würden. Dieſe ſollen deshalb zu einem Gutachten
aufgeſordert werden. Bisher haben ſich die Aerzte einer ſolchen Aus
geſtaltung der Krankenverſicherung hindernd in den Weg geſtellt. So
lange nun eine geſetzliche Aenderung der jetzt beſtehenden Einrichtungen
nicht erfolgt, ſollten die Krankenkaſſen prüfen, ob es ſich bei den Ge-
haltserhöhungen der Angeſtellten um einen regelmäßigen Jahresver-
dienſt“ handelt, da nur bei einem ſolchen von mehr als 2500 Mark die
Verſicherungspflicht erliſcht. Vielfach iſt das Gehalt nur mit Rückſicht
auf die gegenwärtige Teurung erhöht worden. Das iſt dann kein „regel
mäßiger“ Jahresarbeitsverdienſt. Jn einem ſolchen Falle ſollte daher
das Ueberſteigen der Grenze das Ausſcheiden aus der Verſicherungs-
pflicht nicht zur Folge haben.

Poſt und Telegraphengehilfinnen auf Lebenszeit. Eine Weih
nachtsfreude hat das Reichpoſtamt den Poſt und Telegraphenge-
hilfinnen durch einen Erlaß gemacht. Nach dieſem iſt die kündbare An
ſtellung der Gehilfinnen künftig, wenn ſie ſich einwandfrei geführt und
eine Geſamtdienſtzeit von fünfzehn Jahren zurückgelegt haben, in eine
unkündbare umzuwandeln, nur mit dem Vorbehalt, daß im Falle der
Verheiratung das Dienſtverhältnis aufhört.

Die Vorbolen eines Preisſturzes für alle unenkbehrlichen Arlikel
machen ſich, wie von der böhmiſchen Grenze gemeldet wird, infolge des
günſtigen Verlaufes der Friedensverhandlungen mit Rußland bemerk-
bar. Insbeſondere gilt dies für Nahrungsmittel, z. B. Kaffee, Zucker
und Mehl, ferner für Leinewand, Zwirn und auch für Luxusartikel.

4 oder einer dieſer Strafen beſtraft.

Die Urſache liegt u. a. darin, daß die galiziſchen Händler ihre Vorräte
jetzt an den Mann zu bringen ſuchen. Auch der Schleichhandel mit

allen unentbehrlichen Waren an der Grenze hat erheblich na
Wenn wir auch von einem ſolchen Preisſturze wichtiger
nichts ſpüren werden, ſo dürften ſolche Meldungen doch in dieſe
als c günſtiges Zeichen für einen baldigen Frieden allſeitig

werden. 5 a.

ladenfabrik von Püpcke u. Berner A.G. in Halle Diemitz hat
ihren Geſchäftsbericht für 1916/17, das 472 Geſchäftsjahr,
gegeben. Denach bewegte ſich der Geſch
nähernd in den Bahnen des Vorjahres. Es ergibt ſich ein Bruttogewinn von 131 899 (i. V. 177 281) M. und nach Abſehung von 25 250

(79 104) M. für Abſchreibungen und einſchließlich des Vörtrages von
3177 M. ein Reingewinn von 109 826 (98 177) M., der wie folgt verteilt
wird: Reſervefonds 10 000 (20 000) M., Delkredere 5000 M.
15 Prozent Dividende 75 000 Mark (wie i. V.), zur Verteilung an
Beamte, Arbeiter und Arbeiterinnen 6000 M. Zuwendung an den
erſten Aufſichtsrat 13 000 M., Vortrag 826 (3177) M.

Das Säuglingsheim des Bundes zur Erhallung und M 9
der deulſchen Volkskraft iſt als ſtaatliche Säuglingspflegerinnen-Schule
anerkannt und als Prüfungsſtelle beſtimmt worden. Das bedeutet für
die weitere Entwicklung des Säuglingsheims außerordentlich viel, kön

doch jetzt die Schülerinnen des Heims eine ſtaatliche Prüfung ab
egen.

Die Säuglingsfürſorgeſtelle am Wer hält im neuen
Jahr täglich von 10 bis 11 Uhr Sprechſtunde. ab.

Die Gälligkeit der grünen Kohlengarken. Jn der Woche vom
31. Dezember bis 6. Januar darf auf die Kohlenmarken Nr. 29 und 30
zuſammen je 1 Zentner Briketts abgegeben werden. Bei geringem
Kohlenvorrat iſt die Abgabe von zunächſt nur 4 Zentner u eine der
beiden Nummern zuläſſig. Die Nummern 27 und 28 verlieren mit
dem 30. Dezember ihre Gültigkeit.

Ausgabe neuer Grudekoksbezugsſcheine. Jn der Woche vom
31. Dezember bis 6. Januar werden in den zuſtändigen Brotmarken-
ausgabeſtellen neue Grudekoksbezugsſcheine ausgegeben. Die Aus
händigung erfolgt an denjenigen Tagen, an denen die betreffenden
Haushaltungen zum Abholen der Brotmarken berechtigt ſind. Der
Stamm (mittlerer Teil) des Bezugsſcheins Nr. 2 gilt als Ausweis J
Empfangnahme des Bezugsſcheins Nr. 3. Für die Zeit vom 31. De-
zember bis 26. Januar gelten vom Bezugsſchein Nr. 3 die Abſchnitte
Nr. 1 bis 8. Die Abſchnitte vom Bezugsſchein Nr. 2 verlieren mit dem
30. Dezember ihre Gültigkeit.

Ungüllig werdende Bezugsſcheine. Vom Magiſtrat wird darauf
hingewieſen, daß die noch nicht eingelöſten Bezugsſcheine C und C 1 am
1. Januar 1918 ungültig werden und von Gewerbetreibenden nicht mehr
angenommen werden dürfen. Zuwiderhandlungen werden mit Ge
fängnis bis zu 1 Jahr und mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend Mark

Neben der Strafe kann angeordnet
werden, daß die Verurteilung auf Koſten des Täters bekannt zu machen
iſt. Es kann außerdem auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt
werden.

Veränderungen der Ortskrankenkaſſe des Saalekreiſes. Nach
der Eingemeindung Beeſens in Ammendorf wird am Jahresſchluß
die Zahlſtelle Beeſen dieſer Kaſſe der Zahlſtelle in Ammendorf zu
geteilt. Ferner gehen die Mitglieder der Zahlſtelle Portland-
Zementfabrik an die bei der Hauptkaſſe in Halle, Sophienſtraße 11,
und an die Zahlſtelle Nietleben über.

Die Zentralgenoſſenſchaft zum Bezug landwirtſchaftlicher Be
darfsartikel hielt vorige Woche in Halle ihre Generalverſammlung
ab. Nach dem Geſchäftsbericht hat der Warenumſatz im ver-
floſſenen Geſchäftsjahr 8424 Millionen Mark betragen. Die Be
teiligung an der Futterverteilungsſtelle für die Provinz Sachſen
und die Geſchäftsführung der Saatſtelle der Landwirtſchaftskammer,
die hauptſächlich die Verteilung der Pflanzkartoffeln und Hülſen-
früchte zu beſorgen hatte, gab der Zentralgenoſſenſchaft lohnende
Beſchäftigung. Die Speicher in Magdeburg, in Halle und bei den
Zweigſtellen hatten ausreichende Beſchättigung, die Melaſſefutterſorik ſtellte Häckſel- und Torfmelaſſe für die Bezugsvereinigung
deutſcher Landwirte in Berlin her. Außerdem führte die Zentral
genoſſenſchaft für eine Anzahl Kommunalverbände die en
des Brotgetreides aus. Die Geſchäftsanteile ſollen mit 5 Prozent
verzinſt und eine Warendividende von 1 Prozent gezahlt werden.

Die Beſtrafungen wegen Ueberſchreitung von Höchſtpreiſen
werden immer zahlreicher, wie folgende neue Liſte beweiſt: Der
Lebensmittelhändler Karl Ende, Blumenthalſtraße 23, 20 M.
Die Handelsfrau Anna Naumann geb. Köppchen, Saalberg 26,
20 M. Der Händler Franz Raabe, Jacobſtraße 80, die Handels
frau Emma Mannes geb. Hamann, Jacobſtraße 31, je 60 M. Der
Händler Otto Jähnert, Herrenſtraße 26, der Fahrradhändler Karl
Kiwus, Herrenſtraße 26, je 20 M. Der Handelsmann Hermann
Engler, Gr. Goſenſtraße 85, der Handelsmann Richard Meinhardt.
Gr. Brunnenſtraße 61, 175 M. und 225 M. Die Handelsfraſt
Martha Hirſchfeld geb. Ebersbach, Lerchenfeldſtraße 11, die Han
delsfrau Marie Gallrein geb. Gbersbach, Kl. Sandberg 109, je 30 M.
Der Handelsmann Albert Berger, Mansfelder Straße 658, die

ndelsfrau Emilie Kupke, Sophienſtraße 29, je 50 M. Die
rogiſtenfrau a Rädler geb. Galander, Ranniſche Str. 2, der

Geſchäftsführer Arno Stoh, Huttenſtr. 2c, je 20 M. Die Obſt

Von der einheimiſchen Induſtrie. Die Zuckerwaren und

ſo hat ein jeder ſeinen ummer

Von D. Aisman, Deutſch von Werner Peter Larſfen.

10] (Rachdruck verboten.)Das Papier entglitt den Händen des Konſuls.
Er rang nach Faſſung.
„Eſell Jdiot!“ kreiſchte Frau Zipkes. „Verdammter

Jdiot, begreifſt du denn immer noch nicht, daß alles nur Hohn
und Spott iſt?!“

„Nein ach Klapa„Begreifſt du das denn nicht?
Klara Moiſſejewna ſchlug die Hände zuſammen.
„Grundgütiger Vater, warum haſt du mir dieſen Jdioten

zum Mann gegeben! Dieſen unverbeſſerlichen Eſell
Sie ſtürzte ſich mit geballten Fäuſten auf Herrn Zipkes.
„Mußteſt du zu dem Stadthauptmann?! Mußteſt du?!

Habe ich nicht gleich geſagt?!
„Du? Wann denn F.
„Jmmer! Jmmer habe ich geſagt: Geh nicht hin,

abe ich geſagt, laß ihn in Frieden, habe ich geſagt, er iſt ein
ump und ein Schuft! Nein, du mußteſt hin! Du warſt

klüger als alle Damals im Theater habe ich nicht
er iſt ein reißendes Tier Habe ich nicht geſagt,

in Oſtermahl Kamel Jdiot,iſt.
Sie ſchrie und fauchte und ſtampfte auf, und ihr gewal

Bald ſtürzte ſie ſich auf ihren Mann, bald ſtürzte ſie von
ihm fort, bald lag ſie auf dem Kanapee mit Elfenbeineinlage,
und ihr Jammern und Geſchrei erfüllte das ganze Haus.

der wiſſen? Nichts konnte ich wiſſen. Und nun auch noch die

Ruhm und die Ausſicht, über Frau Chezkelewitſch die
Naſe zu rümpfen und die Möglichkeit, emporzuſteigen,
von oben herabzuſchauen ſich von allen andern ſimplen
Judenweibern für immer abzuſondern.

Pah was wollte es denn beſagen, daß ihr Mann Konſul
war?

Daß vor dem Hauſe ein Flaggenmaſt ſtand?
Vor der Schwimmanſtalt ſtand auch ein Flaggenmaſt
Wäre aber dieſer Eſel, dieſer Lümmel, dieſer Jdiot dem

Stadthauptmann nicht in die Quere gekommen, hätte er ihn
ein für allemal mit ſeinen Spenden in Ruhe gelaſſen, ſo wäre
die ganze Sache anders verlaufen.

Aber verſteht er denn überhaupt mit jemanden zu
ſprechen

Er iſt ja ein Jdiot!
Er iſt ja wie vom Satan beſeſſen!
Er geht hin und beleidigt den Stadthauptmann, er ſagt

ihm Dreiſtigkeiten, wie der allerärgſte Sozialdemokrat wie
dieſer miſerable Boriska Lewitin Oſtermahl. Oſter-
mahl und verpfuſcht die ganze Sache

Klara Moiſſejewna geriet außer Rand und Band und
überhäufte ihren Mann mit Hohn und Spott und Vorwürfen
und durchaus un parlamentariſchen Ausdrücken.

Laſar Mironowitſch war vollkommen gebrochen.
„Konnte ich's denn ahnen? Konnte ich s denn

Schande. die Schadenfreude morgen weiß es die
ganze Stadt alle ſelbſt Chazkelewitſch, der belgiſche
Vizekonſul ach, mein Gott, mein Gott!

Die Tür ging. ß„Raus brüllte Laſar Mironowitſch plötzlich mit
wutbebender Stimme, ganz wie der Stadthauptmann ihn an

Sie begriff, daß in dieſem Augenblieck alles zuſammen
Hrach: alle Hoffnungen auf Amtstrachten und und

gebrüllt hatte. „Raus, ſage ich, Blutegel!l Wie langenoch wollt Jhr mich ausſaugen? l Rausl

Aber die Lewitina wich nicht von der Schwelle.
Jhr ſpitzes Vogelgeſicht war noch fahler und hagerer als

ſonſt. Noch kummervoller als ſonſt war ihr Blick, und tiefer
als je ſchienen ihre Züge von Gram und Schmerz durchfurcht.

„Jogen Sie mich nicht fort,“ bett ſie leiſe, „jagen Sie
mich, bitte nicht Jch mein mein Boris ſt
tot ich bin gekommen Sie um ein Totenhemd zu
bitten erſt

Sie verſtummte.
Und ihre großen ſchmerzlichen Augen blickten weder auf

den Konſul noch auf Klara Moiſſejewna, ſondern ſtarr vor
ſich hin auf die Wand, aber ſie ſahen auch nicht dieſe Wand,
ſondern nur immer wieder dasſelbe Eine: ein Leben voller
Leid und Kummer, in Schmerz und Angſt durchgrübelte
Nächte und das ſtarre Geſicht des älteſten Sohnes, der tot
und bleich inmitten der kranken Kinder daheim im
Keller lag.„Totenhemd murmelte Laſar Mironowitſch.
„Totenhemd? Schon

Es ſchien, als erfaſſe er den Sinn des Wortes nicht ganz.
Seine Gedanken ſtoben wild durcheinander.
Chile der Stadthauptmann das Totenhemd

da auf dem Teppich liegt ein Schriftſtück Chile
Revolutionäre Pantherfelle wie lange würden ſie
ihn noch ausſaugen? Karl Marrx Diplomaken
Jagd auf Leoparden

Er konnte das Knäuel nicht entwirren.
Eines nur verſtand er, und das war ihm klar daß er

Kummer hatte, tiefen, ſchweren, unabwendbaren Kummer
die Amtstracht war ausgeblieben, und nun nahmen ſie ihm
womöglich auch noch das Konſulat, und nirgends winkte eine
Hoffnung, und nirgends ein Lichtſtrahl in all das Dunkel

Ende.
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ſtsgang in allen Teilen



Lieferungsverbänden

T

händlerin Helene Hoffmüller, Gr. Steinſtr. 32, 16 M. Die Hanne
delsfrau Pauline Geitner geb. Thurm 90 M.eher er ax uM. re Hackeboenſtr. 8,Der Lebensmittelhändler

ie Händlerin Anng Steinbach geb. Schenkling,

ohannes Raabe,

Magdebu
8, die händlerin Berta Laue geh. Gilwald, Oſendorf
17, 40 M. und 20 M. Die Händlerin Berta Ebersba

h. Lehmann, Pudwigſtraße W, 50 M.
e Berandte Feldpoſtſendungen. In der Nacht zum 20. Dezemberſtnd der Eiſendahnſtrecke n Ammendorf und van

1 wärter 4 äcke mit Feldpoſtſendungen gefunden und in die
undenugte Bahnwärterbude 10 niedergelegt, aus dieſer aber noch in der

felben e t oſtſäcke de r xordnungsmäßig ver enen Eiſenbahnwagen am 19. mbetadende mit dem Zuge 808 nach Eiſenach, ab Halle 11,46, deſörderi

en Eiſenbahn-Güterwagen für Königsberg mit dem
der Richtung nach Eilenburg von e) Hauptbahnhof am

November 11,25 Uhg nachmittags abgeſandt worden ſind.
üterwagen iſt am Beſtimmungsort mit aufgebrochenem Vexſchluß an
kommen. Die Täter ſind bis nicht ermittelt worden, für ihre

ttiung hat die Ober-Poſtdirektion in Halle eine Belohnung von
100 Mark ausgeſeßt.

Diebſtahl von Papierwaren. Am 10. Dezember iſt von einem
unbekannten Täter ein in graues Packpapier eingeſchlagenes größeresPaket zum Verkauf angeboten worden, das graue le albpfundtüten,

kleine weiße Papierbeutel, 200 Bogen weißes Schreibpapier und meh
tere Bogen buntes Papier enthält. Von der Umhüllung war die auf
jeklebte Adreſſe abgekratzt worden. Das Paket, das zwelfellos von

em Wagen oder in einer Papierwarenfabrik geſtohlen worden tlegt del der Kriminalpolizei Dreyhauptſtraße 4), Zimmer 71 oder 5

zur Anſicht aus und kann dort vom Eigentümer in Empfang ge
nommen werden.

I Wort 22 2

Aus der Provinz.
Die Samilkennnt rn der Lieferungs

verbände.
Unterm 15. Dezember ſind vom Miniſter des Jnnern folgende

einſchneidende und den Kreis der Berechtigten erweiternde Vor-
ſchriften erlaſſen worden

Kriegsgetraute Ehefrauen erhalten von demjenigen Lieferungs-
berbande Unterſtützungen, in dem die Ehefrau vor der Eheſchließung
gewohnt hat. Vorehelichen Kindern oder Kindern erſter Ehe, die
von kriegsgetrauten Ehefrauen mit in die Ehe gebracht werden,
wird in der Gemeinſchaft mit der Mutter Familienunterſtützung
zu gewähren ſein, auch wenn der Ehemann für ſolche Kinder bis-
lang nicht geſorgt hat. Uneheliche Kinder, deren Vedürftigkeik
nach Lage der Verhältniſſe anzuerkennen iſt, haben auch dann An
ſpruch auf Unterſtützung, wenn ihr Erzeuger, deſſen Verpflichtung
zur Gewährung des Unterhalts feſtgeſtellt war, von ſeiner Unter
haltungspflicht infolge Zahlung einer Abfindung befreit worden
iſt und deren Zinſen zur Beſeitigung der Bedürftigkeit nicht aus
reicht. Der Verbrauch des Kapitals kann nicht gefordert werden.
Der Tod eines mit Jnvalidenrente aus dem Heeresdienſt ent-
kaſſenen Kriegsteilnehmers, deſſen Hinterbliebene demnächſt die
Hinterbliebenenbezüge erhalten, läßt den Anſpruch auf Fortzahlung
der Familienunterſtützung nach dem Geſetz vom 30. September
1915 nicht von neuem auf die Dauer von drei Monaten nach dem
Sterbetage entſtehen. Die Zahlung der Familienunterſtützung iſt
vielmehr nach Ablauf der erſten drei Monate, für welche die Jn-
validenrente zuſtändig iſt, einzuſtellen. Die Beſchwerden in
Familienunterſtützungsſachen werden in Zukunft vom Miniſter den

unmittelbar zugehen. Perſonen, die auf
Grund der Reichsverſichkrungsordnung Kranken-, Invaliden oderUnfallrente beziehen, haben im Falle eintretender Bodürftigkeit An

ſpruch auf Unterſtützung aus Mitteln der allgemeinen Kriegswohl-
fahrtspflege der Gemeinden, jedoch nicht auf Koſten der Reichskaſſe.

Lebensmittelkarten und Volksküchen.
Das Wirtſchaftliche Wochenblatt, Zentralorgan für Gemein-

ſchaftsſpeiſung, Berlin, hat im September an die Magiſtrate der
deutſchen Städte eine Umfrage gerichtet, die ſich auf die Anrechnung
der Lebensmittelkarten in den verſchiedenen Volks- und Mittel

andsküden erſtreckt und

e e.w. e. n einen Ankworten weiſen tiefgedende Verſchiedenheiten t.

ſichtlich der Art wie des Maßes der angerechneten Lebensmittel auf:
rger g leiſch und Kartoffeln werden den allermeiſten Städtenarken e r andere Lebensmittel, wie Fekt, Hülſen-

e Teigwaren und Mehl, kommen nur bei einer Minderheit
befragten Stadtverwaltungen zur Anrechnung.
Die Anrechnung der abgegebenen Eſſen zunächſt auf die Fleiſch

karte weiſt außerordentlich große Verſchiedenhelten auf. Jm
allgemeinen iſt das Beſtreben wahrzunehmen, den Gäſten der Volks
küchen ſoweit als möglich entgegenzukommen, und ihnen einen
kleineren oder größeren Teil der Fleiſchkarte für anderweitige Ver
wendung zu belaſſen. Der Umfang, in dem die Anrechnung der
Fleiſchmarken erfolgt, hängt allerdings auch mit der größeren oder
geringeren Häufigkeit von Fleiſchſpeiſen in den einzelnen Volks
küchen zuſammen. Die gleichen ſtarken Abweichungen in der
Markenanrechnung finden ſich auch bei den Kartoffeln. Doch wiegt
auch hier die Maßnahme vor, daß nur die Hälfte der Kartoffel
marken abgegeben zu werden braucht. Die Anrechnung auf Fett
marken findet ſich nur in 14 der befragten Städte. Die Anrechnung

“geſtaltet ſich ebenfalls wieder verſchieden in den einzelnen Städten.
Etwas größer iſt die Zahl jener Städte, die auf die Lebensmittel-
karten Hülſenfrüchte, Mehl und Teigwaren anrechnen; die über
wiegende Mehrzahl der Städte ſieht von der Anrechnung der ſog.
Mühlenfabrikate ab. Ein paar Städte machen noch Abzüge an
der Zuckerkarte.

Die ganze Zuſammenſtellung läßt erkennen, daß die Anrech
nung der Lebensmittelkarten in den Volksküchen ſehr verſchieden
gehandhabt wird. Dieſe Abweichungen dürften, abgeſehen von Ver
ſorgungsſchwierigkeiten, zum Teil wohl auch in Verſchiedenheiten
der Zubereitung der Koſt ihren Grund haben. Die Nichtanrech-
nung der Teigwaren und Hülſenfrüchte mag darin begründet ſein,
daß viele Städte die Gäſte ihrer Volksküchen nicht ſchlechter ſtellen.
wollen als jene der privaten Gaſtdetriebe, für die eine Anrechnung
für dieſe Nährmittel nicht beſteht.

Zeig. Die mildhtarten für Kranke werden vom 31. De
zember an im Zimmer 44 des Rathauſes ausgegeben.

BSGetreildeausdruſch. Jn nächſter Zeit ſoll angeordnet
werden, daß der Ausdruſch der noch lagernden Erntevorräte binnen kur
zer Friſt erfolgen muß. Der Magiſtrat weiſt ſchon heute darauf hin und
erſucht, die Druſcharbeiten möglichſt ſofort zu beginnen und ſo ſchnellwie möglich zu beenden, auch das Getreide atdigſt abzuliefern.

Bitterfeld. Bei der Volkszählung ſind hier in 3962 Haus
haltungen insgeſamt 18 334 Perſonen gezählt worden. In dieſer Zahl
ſind eingeſchloſſen 304 Militärperſonen (darunter 69 Urlauber) und
493 Gefangene. Die am 5. Dezember ortsanweſende Zivilbevölkerung
betrug ſomit 17537. Vorübergehend abweſend waren 1650, vorüber
gehend anweſend 201 Perſonen.

Kundenliſten. Der Magiſtrat bringt in Erinnerung, daß
diejenigen Perſonen, die aus irgendeinem Grunde mit ihrem Lieferanten
in Kolonialwaren wechſeln wollen, dies am Vierteljahresſchluß vor
nehmen können. Hierbei iſt der Brotſchein vorzulegen, auf dem von
den betreffenden Geſchäftsinhabern die Abmeldung und Anmeldung
vermerkt werden muß. Die Geſchäftsleute werden erſucht, am 3. Ja
nuar 1918 die Veränderung ſchriftlich im Lebensmittelamt einzureichen.

Verpachtung ſtädtiſcher Landparzellen. Die
200 qm großen, zur Anpflanzung von Gemüſe und Kartoffeln verpach
teten ſtädtiſchen Landparzellen an der Röhrenſtraße können von den
bisherigen Pächtern zunächſt auf die Dauer eines Jahres weiter in
Benutzung genommen werden, desgl. ſpäterhin auch diejenigen Parzel
len, die z. noch als Kartoffelmieten benußgt werden. Der Preis von
4 M., ſowie die übrigen Bedingungen bleiben dieſelben wie bisher.
Parzelleninhaber, die den Garten fürs nächſte Jahr nicht behalten
wollen, werden gebeten, dies ſchriftlich oder mündlich umgehend im
Rathauſe, Zimmer Nr. 6, zu melden.

Aufruf an die deutſchen Großſtädte
zur Solidaritätserklärung.

Herr v. Waldow, der Staatsſekretär des Kriegsernäh
rungsamtes, will die Neuköllbhner Enthüller der unerträg
lichen Zuſtände in der Nahrungsmittelverſor-
gung auf das Armſünderbänkchen bringen, weil ſie den
Mut hatten, zur Kennzeichnung der beſtehenden Mißſtände
ſich ſelbſt der Ueberſchreitung der Höchſt
preiſe zu bezichtigen.

Der Vorwärts erläßt darauf folgenden Aufruf an
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errlär ung mit dagegerVier erwarten da ſämtliche Stadtverwaltungen Deutſchlands in der
i in dieſem Falle mit dem Neuköllner Magiſtrat ſolidariſch gefanger
fühlen, d. h. daß ſie ſämtlich gegen ſich ſelber Strafanzei
Hbchſtpreisuberſchreitung erſtatten, dabel aber auch die der

Erzeunger, Händler, Mittelsmänner und Schleber
angeben, die durch Zurückhaltung von Waren und unver-

zu der Ueberſchreitnng
der Höchſtpreiſe gezwungen haben. Gleichzeitig ſollten auch von
den Magiſtraten der Städte Amtliche Firmen angegeben
werden, die im Großeinkauf Lebensmittel erworben haben. Da in
Deutſchland ja jeder Kaufmann und Fabrikant Bücher führen
muß, ſo kann aus dieſen Büchern ſehr leicht und ſchnell feſtgeſtellt
werden, wie oft bei dieſen Einkänfen die Höchſtpreiſe überſchritten

worden ſind und wer die Erzenger, Händler und Schie-
ber waren, denen dieſe übermäßigen Preiſe zugefloſſen ſind. Wir

ſind durchaus nicht von ſtrafrechtlicher Verfol-
gungswutbefallen und haben ſeither auf dem Standpunkt
geſtanden, daß in Deutſchland eher zu viel als zu wenig beſtraft
wird. Aber die Selbſtbezichtigung Neuköllns war ein verdienſt
liches Werk, und alles Gerechtigkeitdempfinden ſträubt ſich dagegen,

daß nun gerade an denen das abſchreckende Exempel vollzogen
werden ſoll, die im Jntereſſe der Geſamtheit ſich ſelbſt angegeben
haben. Wenn hier durchaus geſtraft werden ſoll (durch Maſſen

beſtrafungen wird man das Uebel kaum ausrotten, ſondern nur
dadurch, daß man die Lebensmittel ſchärfer als bisher er-
fa ß t), dann beſtrafe man die wirklich Schuldigen.

Die wirklich Schuldigen ſind aber nicht die, die notgedrungen
die höheren Preiſe zahlen muſſten, ſondern diejenigen, die durch
ſyſtezatiſche Aushungerung der ſtädtiſchen Be
vblkerung für ſich die höheren Preiſe erzwungen
haben. Gibt doch ſelbſt ein ſo weit rechtoſtehendes Blatt wie die

Tägliche Rundſchau zu, daß moraliſch verwerflich in erſter Linie
der handelt, der den Taler in ſeine Taſche ſteckt, nicht, der den
Taler ausgibt. Wir erwarten auch von den Gerichten, daß ſie hier
dem geſunden Rechtsempfinden Rechnung tragen, wozu
das Geſetz weiteſte Möglichkeit gibt, weil eine ſtrafbare Handlung
nicht vorliegt, wenn die Handlung zur Veſeitigung eines
Notſtan des begangen wurde. Die Stadtverwaltungen haben
zweifellos einen ſchweren Notſtand, einer Gefahr für Leib und

Leben der ihnen anvertrauten Bürger gegenüber
geſtanden, den ſie nur durch Ueberſchreitung des Geſetzes beſeitigen

konnten. Für bie gewiſſenloſen Erzeuger, Händler und Schieber

freilich trifft das Gegenteil zu.

Vermiſchtes.
Ein anbekanntes Sängelier unſer Hafe! Daß wir unſern Mei

ſter Lampe nicht kennen ſollten, klingt wie ein ſchlechter Witz. Wenn
man jedoch die Abhandlung lieſt, die der bekannte loge Dr. Th. Zellim neueſten (69.) der Zeitſchrift „Für Alle euch

Bong u. Co., Berlin W 57. Preis des Vierzehntagshe50 Pf.) veröffentlicht, dann wird man verwundert den d Wanne

aber vielerlei Neues vom Haſen erfahren. Warum z. B. hat er eine
eſpaltene Oderlippe, die ſogenannte Haſenſcharte“? Ein ſlämiſches
ärchen erklärt das zwar ganz hübſch folg ßen: Der Hafe hatte

mit Rückſicht auf ſeine zahlloſen de den Entſchluß gefaßt, das
Leben zu nehmen, und zwar wollte er ſich ertränken. Als er nun
an einen Graben kam, hörte er ein Plumpſen, das von einem flüchten
den Froſch herrührte. Es gab alſo doch noch ein Tier, das vor dem
furchtſamen und vielverfolgten Haſen Angſt hatte. Der mußte darüber
ſo gewaltig lachen, daß ihm die Das iſt echte Mär
chenpoeſie, in Wirklichkeit wird ſich die Erſcheinung ſo erklären laſſen:
Als Rager hat der Haſe eine beſondere Vorliebe r, die Rinde von
jungen Bäumen abzuknabbern. Die Unebenheiten Rinde würden
ihn aber ſtören oder gar Schmerzen bereiten, wenn die
Lippe nicht geſpalten wäre. Warum hat ferner der Haſe ſo lange
Ohren? Einfach deshalb, weil er, der ſich gerne in Furchen u. dergl.
duckt, von ſeiner feinen Nuſe keinen rechten Gebrauch machen kann, weil
die Windſtrömungen häufig über ihn hinweggehen. Er muß ſich des
halb auf ſein Gehör verlaſſen, um die Annäherung von Feinden recht
zeitig wahrzunehmen; alſo ſind ſeine Ohren fortwährend in Tätigkeit.

Kleines Feuilleton.
Der Himmel im Fanuar.

Nach der Winterſonnenwende ſcheint die Zunahme der Tages
känge am Abend ungemein raſch vor ſich zu gehen, während es am

anſcheinend gar nicht früher hell werden will. Tatſächlich er
folgt der Sonnenaufgang am 1. Januar noch einige Minuten ſpäter
als am kürzeſten Tage, dem 21. oder 22. Dezember. Die Löſung
dieſes Rätſels bringt uns die Zeitgleichung, das iſt der Unterſchied
zwiſchen dem wahren und dem bürgerlichen Mittag, den unſere Uhren
zeigen. Der ſcheinbaren Verſpätung des Sonnenaufgangs zu einer
Zeit, in der die Länge der Tage ſchon wieder zunimmt, entſpricht eine
gleich große Beſchleunigung in der abendlichen Zunahme der Tages
helle. Es handelt ſich alſo nur um eine geringfügige Verſchiebung, die
uns inſofern zugute kommt, als durch die gegenwärtige raſche Ver
ſpätung des Sonnenuntergangs am Nachmittag bereits Licht geſpart

Am Neujſahrstage geht die Sonne um 8 Uhr 14 Minuten
E. Z. auf, um 3 Uhr 53 Min. unter; am Monatsſchluſſe erfolgt

der Sonnenaufgang um 7 Uhr 47 früh, der Sonnenuntergang um
4 Uhr 41 Min. nachmittags. Die Mittagshöhe des Tagesgeſtirns wächſt
n der Breite von Berlin und dem mittleren Norddeutſchland während
des Monats Januar von 143 auf 20 Grad an, bleibt alſo immer noch

echt gering, und dementſprechend iſt auch ſelbſt zu Ende des Monats
die wärmende Wirkung der Sonnenſtrahlen in unſeren Breiten noch
unbedeutend.

Der Mond befindet ſich Anfang Januar in abnehmendem Licht;
am S. zeigt er das letzte Viertel, am 12. Januar iſt Neumond. Das

Viertel wird am 19. erreicht, und am 26. Januar rundet ſich die
des Trabanten zum Vollmond. Am 3. des Monats ſteht er in

Erdferne, am 15. Januar in Erdnähe; ſeinen ſüdlichſten Stand am
Himmel hat der Mond am 10., ſeinen nördlichſten am 23. Januar.

Die Gelegenheit zur Beobachtung der Planeten iſt im kommen
Monat beſonders günſtig; ſämtliche Wandelſterne weilen gegen

nächſte der Planeten, der während der nächſten vier Wochen ſcheinbar
geſchloſſene Schleife am Himmel zurücklegt, iſt in der erſten

Monatswoche unſichtbar, da er am 3. in unterer Konjunktion zur
Sonne kommt. Er tritt aber ſchon in der zweiten Monatswoche aus
den Sonnenſtrahlen heraus und kann früh am Morgenhimmel tief im
Südoſten beobachtet werden. Die Dauer ſeiner Sichtbarkeit wächſt von
einer Viertelſtunde bis zum Ende des Monats auf faſt eine halbe
Stunde an. Der Planet, der im Sternbild des Schützen ſteht, erxeicht
Ende Januar ſeine niedrigſte Stellung. Venus ſtrahlt zu Beginn des
Monats länger als drei Stunden als leuchtender Abendſtern am Süd
weſthimmel. Am Abend des Neujahrstages ſteht ſie dem Uranus ſo
nahe, daß beide Planeten bei Benutzung eines kleinen Fernrohrs
gleichzeitig im Geſichtsfeld erſcheinen. Am 5. Januar erreicht Venus
als Abendſtern ihren größten Glanz. Aus dem Steinbock rückt ſie jetzt
allmählich in das Bild des Waſſermanns, in dem ſie um die Mitte des
Monats rückläufig wird, und in welchem Sternbilde ſie ein volles
Vierteljahr verweilt. Daraus geht hervor, daß Venus dem Zentral
geſtirn demnächſt raſch entgegeneilt, von dem ſie in der erſten Februar
hälfte überholt wird, um ſchon bald darauf als Morgenſtern wieder
aufzutauchen und als ſolcher bis zum Ende des Sommers ſichtbar zu
bleiben. Trotz raſcher Annäherung an die Sonne bleibt das Schweſter
geſtirn der Erde auch Ende des Monats noch etwa 134 Stunden am
Abendhimmel, da Venus aus ihrer tiefen Stellung nunmehr raſch nach
Norden rückt und Ende Januar eine ſüdliche Abweichung von nur noch

634 Grad aufweiſt. Mars iſt noch rechtläufig im Löwen, tritt aber
alsbald in die Jungfrau über und ſteigt ſo weit nach Süden hinab, daß
er Ende des Monats den Aequator erreicht. Dann wird er rückläufig
und gelangt wieder in den Löwen zurück. Infolgedeſſen geht er im
Januar immer noch nicht früh genug auf, um ihn am Abend beobach
ten zu können; erſt in der zweiten Rachthälſte ſteigt er im Oſten hoch
genug empor, um bequem beobachtet werden zu
im ganzen 8 bis 9 Stunden, bis zum Tagesanbruch, ſichtbar. Seine
beſte Beobachtungsperiode iſt gegen Ende des Winters zu erwarten, da
er am 15. März in Oppoſition zur Sonne kommt und dann bereits
bei Sonnenuntergang aufgeht. Jupiter hat ſeine diesjährige Oppoſi
tion bereits überſchritten, ſo daß die Dauer ſeiner Sichtbarkeit im kom
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Sternbild zur Zeit eine beſonders eindrucsvolle Erſcheinung. Saturn

iſt rückläufig in den Zwillingen; er geht ſchon ziemlich früh am Abend
im Nordoſten auf und bleibt die ganze Nacht hindurch über dem Geſichts

kreiſe. Uranus, der mit bloßem Auge kaum mehr wahrgenommen
werden kann, läßt ſich am 1. Januar leicht auffinden, da er, wie er
wähnt, an dieſem Tage in unmſttelbarer Nähe von Venus ſteht und
mit ihr zugleich bei kleinen im Geſichtsfeld erſcheint. Der
völlig teleſkopiſche Neptun ſteht nur wenig weſtlich von Saturn und iſt
wie dieſer rückläufig in den Zwillingen. Zu ſeiner Auffindung und
Beobachtung gehört aber ein großes Fernrohr.

Für die Beobachtung des winterlichen Fixſternhimmels ſind
die langen, bei Froſtwetter oft ſo überaus klaren Januarnächte ganz

beſonders geeignet. Gegenüber dem Vormonat hat ſich das geſamte
Firmament zwar um zwei Stunden nach Weſten verſchoben; der immer

noch ſehr frühe Eintritt der Dunkelheit am Abend entzieht aber vor
läufig noch keines der ſchönen winterlichen Sternbiſder unſeren Blicken.
Am Abend ſehen wir jetzt im Südoſten die Milchſttaße über das
Zenit emporſteigen und können ſie bis zum Nordweſthorizont verfolgen.
Weſtlich von ihrem Silberband nimmt der Orion mit ſeinem Sternen
gefunkel ſofort die Blicke gefangen; ſüdlich davon ſtrahlt Sixius im
Großen Hund, der helſſte Fixſtern des Firmaments, der in der Neu
jahrsnacht gerade um 12 Uhr ſeinen höchſten Stand im Süden erreicht.
Von den Sternbildern des Tierkreiſes ſind abends die Konſtellationen

von den Fiſchen bis zu den Zwi über dem Horizont; etwas
ſpäter geht auch der Löwe mit dem hellen Regulus auf. Beſonders ſchön
zeigt ſich jett der Stier mit den Gruppen der Plejaden und Hyaden

zwiſchen ihnen, wie ſchon erwähnt, der ſtrahlende Jupiter. Der helſſte
auffallend rötlich ſchimmernde Hauptſtern des Stieres in der Hyaden
gruppe iſt Aldebaran. Prächtig iſt auch die Schar der ſtets ſicht
baren, den Pol umgebenden Sternbilder, unter denen der Große Bär

der Fuhrmann mit der hellen Kapella, Kaſſiopeja, Schwan und
Perſeus am auffälligſten find. Im Perſeus bietet ſich jetzt beſonders
gute Gelegenheit zur Beobachtung des veränderlichen Algol, der um

0 Uhr abends ſeinen höchſten Stand ereicht. Seine Helligken ſchwankt

in Abſtänden von jeweils zwei Tagen 21 Stunden zwiſchen der 2. und
5. Größenklaſfe.
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